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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Richtlinie des Ministeriums fiir Infrastruktur
und Landwirtschaft iiber die Gewéihrung von

Zuwendungen fiir einzelbetriebliche Investitionen

11

1.2

1.3

in landwirtschaftlichen Unternehmen

Vom 14. Mirz 2011

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land Brandenburg gewéhrt auf der Gr undlage der
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. Sep-
tember 2005 iiber die Forder ung der Entwicklung des
landlichen Raums durch den Europidischen Landwir t-
schaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums
(ELER), des Entwicklungsplanes fiir den landlichen
Raum Brandenburgs und Berlins, Nummer 5.3.1.2.1 so-
wie 5.3.3.1.1 und des Rahmenplanes der Gemeinschafts-
aufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-
schutzes” (GAK) in der jeweils geltenden Fassung, nach
Maligabe dieser Richtlinie und derVerwaltungsvorschrif-
ten zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwen-
dungen zur Férderung von Mafinahmen der Modernisie-
rung und Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe sowie
der Diversifizierung hin zu nichtlandwir tschaftlichen
Tatigkeiten.

Zweck der Zuwendungen ist die Unterstlitzung landwirt-
schaftlicher Unternehmen in Bezug auf die Sichemng der
Wettbewerbsfahigkeit und damit der Sicher ung von
Arbeitsplédtzen im ldndlichen Raum, insbesondere durch

- die Unterstlitzung einer nachhaltigen Landwiitschaft,

- die Forderung umweltschonender und tier gerechter
Investitionsmafinahmen,

- gezielte Forderung von baulichen sowie langlebigen
Investitionen und von arbeitsintensiven Bereichen,
einschlieBlich der Nutzung computergestiitzter Tech-
nologien,

- Einkommenssicherung im auflerlandwirtschaftlichen
Bereich, insbesondere zur Erhéhung der Erw  erbs-
chancen fiir Frauen,

- den Anreiz fiir Junglandwirte zur Ubernahme der sich
im Generationswechsel befindlichen landwirtschaft-
lichen Betriebe,

- Verbesserung der Lebens-, Arbeits- und Produktions-
bedingungen

zu leisten.

Dabei sind die Interessen derVerbraucherschaft sowie die
Erhaltung der biologischen Vielfalt zu beriicksichtigen.

Ein Anspruch auf Ge wéhrung der Zuw endung besteht
nicht. Vielmehr entscheidet die Be willigungsstelle auf-

1.4

2.1

2.1.1

2.2

grund ihres pflichtgeméfBen Er messens im Rahmen der
verfiigbaren Haushaltsmittel.

Das Ministerium fiir Infrastr uktur und Landwir tschaft
behilt sich vor, in Abhidngigkeit von aktuellen agrarpoli-
tischen Erfordernissen und verfiigbaren Haushaltsmitteln,
Prioritéten bei den Fordergegenstianden zu setzen.

Dies erfolgt durch die F estlegung von Projektauswahl-
kriterien sowie deren Uber priifung und Be wertung fiir
jeden Antrag. Die Kriterien zur Auswahl der zu foérdern-
den Projekte sind auf der Inter netseite des MIL:
www.mil.brandenburg.de bzw. aufder Inter netseite
www.eler-brandenburg.de verdffentlicht.

Grundsiitze fiir die einzelbetriebliche Forderung nach
der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes* (GAK)

Gegenstand der Forderung

Forderféhig sind Investitionen in langlebige Wirtschafts-
giiter, welche

die Voraussetzungen des Artikels 26 Absatz la der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. Septem-
ber 2005 iiber die Férderung der Entwicklung des ldnd-
lichen Raums durch den Europdischen Landwirtschafts-
fonds fiir die Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER)
(ABL L 277 vom 21.10.2005, S. 1) erfiillen,

der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermarktung von
Erzeugnissen des Anhangs I EG-Vertrag dienen und
durch Schaffung der baulichen und technischen Voraus-
setzungen einem oder mehreren der folgenden Ziele die-
nen:

Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit durch

- Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingun-
gen,

- Rationalisierung und Senkung der Produktions-
kosten,

- Erhdhung der betrieblichen Wertschopfung.

Erfiillung besonderer Anforderungen bei baulichen Maf3-
nahmen durch die Verbesserung des Tierschutzes und der
Tierhygiene geméf den Anforderungen der Anlage 1 die-
ser Richtlinie.

In Bezug auf Nummer 2.1 werden nachfolgende Investi-
tionsmafBinahmen gefordert, welche nach Abschluss der
MaBnahmen in das Anlagevermdgen des geforder ten
Unternehmens zu aktivieren sind:


http:www.eler-brandenburg.de
www.mil.brandenburg.de

1120

2.2.1

222

223

224

2.3

23.1

232

233

234

2.4

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 27 vom 13. Juli 2011

Errichtung oder Modemisierung von unbeweglichem Ver-
mogen,

Erwerb von unbeweglichem Vermogen, welcher nur im
Zusammenhang mit der Durchfiihr ung einer Investition
moglich ist, deren Umf ang mindestens 25 Prozent der
Ausgaben fiir den Erwerb umfasst.

Kauf von neuen Maschinen und Anlagen der Innenwirt-
schaft, einschlieBlich der fiir den unmittelbaren Produk-
tionsprozess notwendigen Computersoftware, bis zum
marktiiblichen Wert des Wirtschaftsgutes.

Landkauf geméfl Nummer 5.4.3
Fordereinschrankungen

Investitionen in Bereichen mit betrieb lichen Referenz-
mengen sind nur im Rahmen dieser Referenzmengen for-
derfahig. Dies gilt nicht fiir Investitionen im Bereich der
Milcherzeugung.

Der Erwerb mobiler Technik fiir die Innenwirtschaft wird
ausschliefllich als Futterlade- und Futter verteilwagen,
Ausriistung zur Exkrementeentfer nung, Spezialmaschi-
nen zur Direktvermarktung sowie Spezialmaschinen zur
Gewdichshausbewirtschaftung gefordert.

Die Forderung von Investitionen, welche der Lagerung
von Silage dienen, ist nur moglich bei Betriebsg riindun-
gen oder bei Aufstockung von Tierkapazitdten.

Bei Brennereien sind nur In vestitionen im Bereich der
Direktvermarktung von Abfindungs- sowie Verschluss-
kleinbrennereien (bis zu 10 Hektoliter jahrliche Alkohol-
produktion) forderféhig.

Forderausschluss
Von der Forderung sind ausgeschlossen:

- Wirtschaftsgiiter, die von verbundenen Unternehmen
erworben werden,

- Investitionen im Bereich Obst und Gemiise von Mit-
gliedern anerkannter Erzeugeror ganisationen, die
gemil deren operationellen Pro grammen auf der
Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 in der
jeweils geltenden Fassung gefordert werden konnen,

- Neuinvestitionen in die Anbindehaltung,

- Erwerb von Produktionsrechten und Gesellschafts-
anteilen, Tieren, Pflanzrechten oder Pflanzen, mit
Ausnahme von Dauerkulturen,

- Anpflanzung einjéhriger Kulturen,

- Ersatzpflanzungen von Dauerkulturen,

- Maschinen und Gerite fiir die Auenwirtschaft,

- gebrauchte Maschinen und Gerite,

- laufende Betriebsausgaben, Ablosung von Verbind-
lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungskosten
und Gebiihren fiir eine Beratung in Rechtssachen,

- Investitionen in Wohnungen und Verwaltungsgebéude,

31

3.2

3.3

- unbare Eigenleistungen,

- Ersatzinvestitionen,

- Investitionen, die ausschlieBlich derAnpassung an Nor-
men der Union, des Bundes oder des Landes dienen,

- Investitionen in den Bereichen = Aquakultur und
Binnenfischerei,

- behordlich festgesetzte Ausgleichs- und Ersatzmal-
nahmen, insbesondere im Zusammenhang mit Geneh-
migungsverfahren nach Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) oder Baurecht fiir beantragte
InvestitionsmafBinahmen.

Zuwendungsempfinger

Gefordert werden Unternehmen der Landwirtschaft, unbe-
schadet der gewéhlten Rechtsform, die nachweislich im
Sinne des Anhangs 1 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008
der Kommission vom 6. August 2008 zur Erklarung der
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem
Gemeinsamen Markt inAnwendung der Artikel 87 und 88
EG-Vertrag (allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung)
Kleinstunternehmen, kleine oder mittlere Unter nehmen
sind (Unternehmen, die weniger als 250 Personen beschaf-
tigen und die entweder einen Jahresumsatz von hochstens
50 Millionen Euro erzielen oder deren Jahresbilanz-
summe sich auf hochstens 43 Millionen Euro beléuft),
wenn entweder

- deren Geschiftstatigkeit zu mehr als 25 Prozent der
Umsatzerlose darin besteht, durch Bodenbewirtschaf-
tung oder durch mit Bodenbewirtschaftung verbunde-
ne Tierhaltung pflanzliche oder tierische Erzeugnisse
zu gewinnen und

- diediein § 1 Absatz 2 des Gesetzes iiber die Alters-
sicherung der Landwirte (ALG) genannte Mindest-
grofle erreichen oder liberschreiten oder w enn das
Unternehmen einen landwir tschaftlichen Betrieb
bewirtschaftet und unmittelbar kirchliche, gemein-
niitzige oder mildtitige Zwecke verfolgt.

Als Tierhaltung gelten auch die Imkerei und die Wander-
schiferei.

Gefordert werden Betriebsgriindungen im Rahmen des
erstmaligen Aufbaus eines landwir tschaftlichen Unter-
nehmens, dessen Griindung maximal zw ei Jahre, vom
Zeitpunkt der Antragstellung an, zuriickliegen darf.

Alle unter Nummer 3.1 genannten Bedingungen miissen
grundsitzlich spatestens zum Zeitpunkt der Entscheidung
iiber den Antrag erfiillt sein.

Nicht gefordert werden Unternehmen

- bei denen die Kapitalbeteiligung der 6f fentlichen
Hand mehr als 25 Prozent v om Eigenkapital des
Unternehmens betragt,

- die sich in Schwierigk eiten befinden im Sinne der
,,Leitlinien der Gemeinschaft fir staatliche Beihilfen
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zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen
in Schwierigkeiten* (ABL. C 244 vom 1.10.2004, S. 2).

Zuwendungsvoraussetzungen

Nachweis beruflicher Féhigkeiten im Agrarbereich zur
ordnungsgemifBen Fithrung des Betriebes, bei juristi-
schen Personen oder P ersonengesellschaften muss ein
Mitglied der Unternehmensleitung diese Voraussetzung
erfiillen.

Vorlage einer Vorwegbuchfithrung fiir mindestens zw ei
Jahre sowie Fortfiihrung iiber sieben Jahre vom Zeitpunkt
der Bewilligung an in Form eines plausibilitétsgepriiften
BMELY - Jahresabschlusses bei der Bavilligungsbehorde.
Von dieser Pflicht kann die Bevilligungsstelle Ausnahmen
zulassen.

Der Jahresabschluss ist g rundsétzlich spétestens sechs
Monate nach Abschluss des Wirtschaftsjahres als csv-Datei
vorzulegen.

Aus der Vorwegbuchfithrung muss eine angemessene
Eigenkapitalbildung erkennbar sein.

Vorlage eines fiir Brandenburg formgebundenen Investi-
tionskonzeptes, welches die Wirtschaftlichkeit des Unter-
nehmens nach der Investition im Zusammenhang mit der
durchzufiihrenden Maflnahme nachweist.

Die Prosperitdt des Antrag stellenden Unternehmens ist von
der Bewilligungsbehorde im Rahmen des Antragsverfah-
rens zu priifen. Priifkriterium ist die kennziffer Ordentliches
Ergebnis plus Personalaufwand gemif dem letzten vorlie-
genden Jahresabschluss. Diese K ennziffer darf den Wert
von 90.000 Euro je Arbeitskraft nicht iiberschreiten.

Bei neu gegriindeten Betrieben als Antragsteller sind die
positiven Einkiinfte des letzten erlassenen Steuerbeschei-
des, einschlieBlich die der Ehegatten, fiir die Priifung der
Einkommensprosperitdt heranzuziehen. Die positi ven
Einkiinfte diirfen zum Zeitpunkt der ~ Antragstellung
100.000 Euro je Jahr bei Ledigen und 130.000 Euro je
Jahr bei Ehegatten nicht {iberschritten haben. Bei juristi-
schen Personen und Personengesellschaften einschlief3-
lich der GmbH & Co. KG gelten die o. g. Grenzen fiir alle
Unternehmen und Personen mit einem Kapitalanteil von
mehr als 5 Prozent. Bei Uberschreitung der Prosperitits-
grenze wird das forderfahige Investitionsvolumen fiir die
beantragte Investition anteilig entsprechend dem Kapital-
anteil gekdirzt.

Bei erstmaliger Betriebsgriindung in einem Zeitraum von
hochstens zwei Jahren v or Antragstellung gelten die
genannten Zuwendungsvoraussetzungen mit der Maf3-

gabe, dass

- statt einer angemessenen Eigenkapitalbildung ein an-
gemessener Eigenkapitalanteil am Unternehmen und
am zu férdernden Vorhaben sowie

4.6

4.7

4.8

4.9

4.10
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- die Wirtschaftlichkeit der durchzufiihrenden Maf3-
nahmen durch eine for mgebundene differenzierte
Planungsrechnung nachzuweisen ist.

Diese Bestimmungen gelten nicht fiir Unternehmen, die
infolge einer Betriebsteilung oder im Rahmen der Hof-
nachfolge neu gegriindet werden.

Personen, welche im Rahmen der Junglandwir teforde-
rung nach Nummer 5.6.4 dieses Richtlinienteils gefordet
werden konnen, miissen unter 40 Jahre alt sein. Sie miis-
sen zusitzlich nachweisen, dass die geforderte Investition
wihrend eines Zeitraums von fiinf Jahren nach der erst-
maligen Niederlassung als Allein- oder Mitunternehmer
in einem landwirtschaftlichen Betrieb getdtigt wird.

Die Betriebsstitte des Antrag stellenden Unternehmens,
fiir welche eine Forderung von Investitionen im Rahmen
dieses Richtlinienteiles beantragt wird , muss im Land

Brandenburg oder im Land Berlin liegen.

Die Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses
gemifl Nummer 2.1 dieses Richtlinienteiles ist nur for-
derfdhig, wenn es sich dabei um die Einwirkung auf ein
Erzeugnis handelt, das im Anhang I des EG-V ertrages
genannt ist und bei der auch das durch die Einwirkung
entstehende Produkt zu im vorgenannten Anhang aufge-
fiihrten Erzeugnissen zéhlt.

Werden im Rahmen der Erh6hung der Gesamtleistung des
landwirtschaftlichen Unternehmers Investitionen realisiert,
die teilweise der Anpassung an neu eingefiihr te Normen
der Union dienen, gilt fiir diese eine F rist von hochstens
36 Monaten ab dem Zeitpunkt der Giiltigkeit der Norm.

Zur Durchfiihrung der zur Forderung beantragten Investi-
tionen erforderliche Genehmigungen so wie alle zum
Errichten und Betreiben notwendigen Vertrdge sind mit
der Antragstellung vorzulegen. Bei &ffentlichen Geneh-
migungen gilt der bestandskréftige Bescheid der Geneh-
migungsbehorde als Zuwendungsvoraussetzung. In Ein-
zelfdllen kann zum Zeitpunkt der Antragstellung auch
nachweislich eine Beantragung erforderlicher Unterlagen
akzeptiert werden.

Antragsberechtigt nach den Nummern 3.1 und 3.2 sind
Unternehmen, welche die beantragte In vestition durch-
fithren und diese nach Fertigstellung selbst zur landwirt-
schaftlichen Tétigkeit nutzen werden.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

Form der Zuwendung:

- Zuschuss,
- Biirgschaft fiir Kapitalmarktdarlehen.
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Bemessungsgrundlage

Investive Ausgaben fiir MaBnahmen nach Nummer 2.2
dieses Richtlinienteiles,

Allgemeine Aufwendungen bis zu einer Héhe von 12 Pro-
zent des forderféhigen Investitionsvolumens fiir

- Architekten- und Ingenieurleistungen nach HOAI,
- Betreuung von baulichen Investitionen,
- ein Investitionskonzept von bis zu 1.000 Euro.

Landkauf ist nur im unmittelbaren Zusammenhang mit
einer beantragten forderfahigen Investition in Einzelfdllen
zur Verlegung des Betriebes oder wesentlicher Betriebs-
teile in den AuBenbereich oder zur Zusammenfiihr ung
von Boden- und Gebédudeeigentum bis zu einem Anteil
des forderfahigen Investitionsvolumens von 10 Prozent
forderfahig.

Eine Zuwendung fiir die Betreuung ist nur fiir die in An-
lage 2 dieser Richtlinie beschriebenen, vertraglich gere-
gelten Aufgaben bei einem forderfahigen baulichen In-
vestitionsvolumen von mehr als 100.000 Euro méglich.

Das Mindestinvestitionsvolumen betrdgt 20.000 Euro.

Die Forderung wird begrenzt auf ein forderféhiges Inves-
titionsvolumen von 2 Millionen Euro. Diese Obergrenze
kann im Zeitraum 2007 bis 2013 nur einmal ausgeschopft
werden. Dies gilt auch bei Unter nehmensteilungen und
bei Wechsel der Rechtsform des Unternehmens. Soweit
das Antrag stellende Unternehmen oder dessen Teilhaber-
schaft mit einer Kapitalbeteiligung von mehr als 25 Pro-
zent eine Forderung im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-
schutzes auflerhalb des Landes Brandenb urg oder nach
diesem Richtlinienteil erhalten hat, ist diese, dem Kapi-
talanteil entsprechend, anzurechnen.

Der Gesamtwert der nach den Nummern 5.6 und 5.7 des
Teils I dieser Richtlinie ge wihrten Beihilfen darf, aus-
gedriickt als Prozentsatz der Bemessungsgrundlage, den
Wert von 40 Prozent nicht {ibersteigen.

Hohe der Zuwendungen

Fiir die Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit nach
Nummer 2.1.1 dieses Richtlinienteiles kann ein Zuschuss
von bis zu 25 Prozent der Bemessungsgrundlage gewdhrt
werden.

Bezogen auf die fiir eineAussiedlung erforderlichen Aus-
gaben der Erschlieung kann Zuschuss von bis zu 25 Pro-
zent gewdhrt werden.

Fiir die Erfiillung besonderer Anforderungen an eine
besonders tiergerechte Haltung nach Nummer 2.1.2 des
Teils I dieser Richtlinie kann ein Zuschuss v on bis zu
35 Prozent der Bemessungsg rundlage gewihrt werden.

5.6.4

5.6.5

5.6.6

5.7

6.1

6.2

Dies gilt nur fiir die in der Anlage explizit aufgefiihrten
Tierhaltungszweige.

Im Rahmen der Junglandwirteférderung nach Nummer 4.6
dieses Richtlinienteiles kann zusétzlich ein Zuschuss von
bis zu 10 Prozent des forderfahigen Iwestitionsvolumens,
maximal 20.000 Euro im Forderzeitraum 2007 bis 2013,
gewahrt werden.

Der Subventionswert aller Zuw endungen fiir die Jung-
landwirteforderung liegt bei maximal 40 Prozent.

Fiir die Betreuung nach Nummer 5.4.4 dieses Richtlinien-
teiles kann ein Zuschuss fiir ein bauliches In vestitions-

volumen von

- bis zu 150.000 Euro

in Hohe von maximal 4.500 Euro,
- iiber 150.000 Euro bis 250.000 Euro

in Hohe von maximal 5.500 Euro,
- lber 250.000 Euro bis 500.000 Euro

in Hohe von maximal 8.000 Euro,
- lber 500.000 Euro

in H6he von maximal 10.500 Euro

gewahrt werden.
Eine weitere Forderung der Betreuung ist ausgeschlossen.

Der Eigenbeitrag des geforderten Unternehmens zu den
Betreuergebiihren betrdgt mindestens 1 Prozent des forer-
fahigen baulichen Investitionsvolumens.

Bei haftungsbeschriankter Gesellschaftsform des Antrag
stellenden Unternehmens ist ein etwaiger Erstattungsan-
spruch des Landes grundsitzlich durch selbstschuldneri-
sche Biirgschaften der Beteiligten mit mehr als 25 Prozent
Anteil zu besichern. Dies gilt fiir Zuschiisse in Hohe von
iiber 100.000 Euro. Bei einer Eigenkapitalausstattung des
Unternehmens, welche den bewilligten Zuschuss iiber-
schreitet, kann von einer Besicherung abgesehen werden.

Biirgschaften

Fiir Kapitalmarktdarlehen, die zur Sicherstellung der
Gesamtfinanzierung der zur Forder ung beantragten
Investitionen erforderlich sind, konnen gemi3 Anlage 4
dieser Richtlinie anteilige modifizierte Ausfallbiirgschaf-
ten vom Land iibernommen werden.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Der Nachweis der Referenzmenge nach Nummer 2.3.1
dieses Richtlinienteiles ist spatestens zum Zeitpunkt des
Baubeginns zu erbringen.

Bei Beantragung von baulichen Mafinahmen in Hohe von
mehr als 100.000 Euro ist ein Betreuungsunter nehmen
heranzuziehen.
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Die Zusammenarbeit mit diesem Unter nehmen ist ver-
traglich entsprechend der Anlage 2 dieser Richtlinie zu
regeln. Nur der for mgebundene Vertrag mit Mindest-
anforderungen an die Betreuung bildet dieVoraussetzung
zur moglichen Ge wihrung von Zuwendungen fiir die
Betreuung.

Die Forderung von Investitionen erfolgt unter dem Vor-
behalt des Widerrufs fiir den Fall, dass die geforderten

- Grundstiicke, Bauten und baulichen Anlagen inner-
halb eines Zeitraumes v on zwolf Jahren ab F ertig-
stellung,

- Maschinen, technische Einrichtungen und Geréte
innerhalb eines Zeitraumes von fiinf Jahren ab Liefe-
rung

verdufert, vermietet, verpachtet, verleast oder nicht mehr
dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet werden.

Fiir MaBBnahmen, die im Rahmen anderer Férder  pro-
gramme, einschlieBlich Strukturfonds, gefordert werden
konnen, ist eine Forder ung nach diesem Richtlinienteil
ausgeschlossen.

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwir tschaftlichen
Rentenbank oder der Forderbanken der Lander ist mog-
lich, sofern und so weit hierbei die beihilferechtlichen
Forderhochstgrenzen nicht iiberschritten werden.

Uber die Bestimmungen der Nummer n 7.3 und 7.4
ANBest-P hinaus sind auch die Europdische K ommis-
sion, der Bundesrechnungshof und die zustidndigen
Bundesbehorden berechtigt, beim Zuwendungsempfanger
zu priifen. Sofern Mittel an Dritte weitergeleitet werden,
ist dieses Recht auch dem Dritten gegeniiber auszubedin-
gen.

Das die Zuwendung empfangende Unternehmen ist ver-
pflichtet, die jeweils giiltigen Bestimmungen der Euro-
paischen Union iiber die von den Mitgliedsstaaten zu tref-
fenden Informations- und Publizitdtsmafnahmen fiir die
Interventionen des Europdischen Landwir tschaftsfonds
zu beachten'.

Antragstellende Gartenbaubetriebe haben ihre Beteili-
gung am Betriebsvergleich des Zentrums fiir Betriebs-
wirtschaft im Gartenbau e. V. Hannover (Betriebsdaten-
erfassung) nachzuweisen.

Die Vorschriften der Nummer 3 ANBest-P und der Num-
mer 1.1 ANBest-Bau fiir die Vergabe von Auftragen fin-
den bei nach dieser Richtlinie geforder ten Investitions-
vorhaben keine Anwendung.

Artikel 76 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. Septem-

ber 2005 iiber die Férderung der Entwicklung des landlichen Raums durch
den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen
Raums (EPLR) i. V. m. Artikel 58 Absatz 3 und Anhang VI der Verordnung
(EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006.

6.9

2.1

2.2

1123

Die Gewiéhrung einer Zuwendung nach dieser Richtlinie
erfolgt unter der Mal3gabe des wirtschaftlichen und spar-
samen Mitteleinsatzes. Auftrdge sind nur an fachkundige
und leistungsfahige Anbietende nach wettbewerblichen
Gesichtspunkten zu wir tschaftlichen Bedingungen zu
vergeben. Bei der Durchfithrung des Vorhabens sind dazu
vor Auftragsvergabe mindestens drei Vergleichsangebote
einzuholen.

Abweichend von Nummer 6.1 ANBest-P besteht die Ver-
pflichtung, den Verwendungsnachweis vor Auszahlung
des letzten Teilbetrages bzw. des Einmalbetrages vorzu-
legen (siche Nummer 7.3 dieser Richtlinie).

Grundsitze fiir die einzelbetrieb liche Forderung
aullerhalb der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung
der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes*

Eine Forderung nach Teil II dieser Richtlinie ist nur mog-
lich, wenn die Gewihrung einer Zuwendung nach Teil [
ausgeschlossen ist. Dies gilt nicht fiir beantragte Mafnah-
men zur Anpassung an die Umstrukturierung im Milch-
sektor sowie fiir Antrage, welche bis zum 31.12.2010 bei
der Bewilligungsbehorde eingegangen und bewilligungs-
reif sind und bei denen die Obergrenze nach Teil I Num-
mer 5.5 ausgeschopft ist.

Das Unterschreiten des Mindestimvestitionsvolumens von
20.000 Euro gemifB Teil I Nummer 5.5 bei gleichzeitiger
Erfiillung der Zuw endungsvoraussetzungen nach Teil I
begriindet grundsitzlich nicht die Inanspruchnahme einer
Forderung nach Teil II dieser Richtlinie.

Gegenstand der Forderung

Forderfahig sind Investitionen, die in den BereichenTier-
produktion, Gartenbau, Bewésserung und Direktvermark-
tung die baulichen und technischen Voraussetzungen zur
Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit schaffen, und
zwar durch

- Unterstiitzung bei der Anpassung an kiinftige Nor-
men,

- Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingun-
gen,

- Rationalisierung und Senkung der Produktions-
kosten,

- Erhdhung der betrieblichen Wertschopfung.

In Bezug auf Nummer 2.1 dieses Richtlinienteiles verden
nachfolgende Malinahmen ausschlielich im Bereich der
Erzeugung tierischer (Rind, Schwein, Gefliigel, Bienen)
oder gértnerischer Produkte, der Bewésserung sowie der
Direktvermarktung selbsterzeugter landwir tschaftlicher
Produkte gefordert:

Die geforderten Investitionen sind nach Abschluss der
MaBnahmen in das Anlagevermdgen des geforder ten
Unternehmens zu aktivieren.



1124

2.2.1

222

223

224

2.3

23.1

232

233

2.4

24.1

242

31

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 27 vom 13. Juli 2011

Errichtung oder Modemisierung von unbeweglichem Ver-
mogen

Errichtung von Anlagen fiir die Wasserférderung und
-ausbringung

Erwerb von neuen Maschinen und Anlagen der Innen-
wirtschaft, einschlieBlich der fiir den unmittelbaren Pro-
duktionsprozess notwendigen Computersoftware, bis
zum marktiiblichen Wert des Wirtschaftsgutes

Erwerb von neuen Maschinen und Anlagen zur Bewésse-
rung oder Beregnung

Fordereinschrankungen

Investitionen in Bereichen mit betrieb lichen Referenz-
mengen sind nur im Rahmen dieser Referenzmengen for-
derféhig. Dies gilt nicht fiir Investitionen im Bereich der
Milcherzeugung.

Der Erwerb mobiler Technik fiir die Innenwirtschaft wird
ausschlieBlich als Futterlade- und Futter verteilwagen,
Ausriistung zur Exkrementeentfer nung, Spezialmaschi-
nen zur Direktvermarktung sowie Spezialmaschinen zur
Gewichshausbewirtschaftung gefordert.

Die Forderung von Investitionen, welche der Lagerung von
Silage dienen, sind nur forderfihig bei Betriebsneugriin-
dungen oder bei Aufstockung von Tierkapazititen.

Forderausschluss

Es gelten die Festsetzungen der Nummer 2.4 des Teiles |
dieser Richtlinie.

Dariiber hinaus ist der Erw erb von Land und Gebduden
nicht forderfahig.

Zuwendungsempfinger

Gefordert werden Unternehmen, die unmittelbar in den
unter Nummer 2.2 genannten Bereichen tétig sind , ein-
schlieBlich Betriebsgriindungen, unbeschadet der gewahl-
ten Rechtsform und unabhéngig v on der be wertungs-
rechtlichen und ertragsrechtlichen Einordnung als land-
wirtschaftlicher Betrieb und die nachw eislich im Sinne
des Anhangs 1 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der
Kommission vom 6. August 2008 zur Erklarung der Ver-
einbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem
Gemeinsamen Markt in Anwendung der Artikel 87 und
88 EG-Vertrag (allgemeine Gruppenfreistellungsverord-
nung) Kleinstunternehmen, kleine oder mittlere Unter-
nehmen sind (Untemehmen, die weniger als 250 Personen
beschiftigen und die entw eder einen Jahresumsatz v on
hochstens 50 Millionen Euro erzielen oder deren Jahres-
bilanzsumme sich auf hochstens 43 Millionen Euro
belduft).

3.2

4.1

4.2

4.3

4.4

Nicht geférdert werden Unternehmen,

- bei denen die Kapitalbeteiligung der 6f fentlichen
Hand mehr als 25 Prozent des Eigenkapitals des
Unternehmens betragt,

- die sich in Schwierigk eiten befinden im Sinne der
,,Leitlinien der Gemeinschaft fiir staatliche Beihilfen
zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen
in Schwierigkeiten* (ABL. C 244 vom 1.10.2004, S. 2).

Zuwendungsvoraussetzungen

Nachweis beruflicher Fahigkeiten im Agrarbereich zur
ordnungsgemifBen Fithrung des Betriebes, bei juristi-
schen Personen oder P ersonengesellschaften muss ein
Mitglied der Unternehmensleitung diese Voraussetzung
erfiillen.

Vorlage einer Vorwegbuchfiihrung fiir mindestens zw ei
Jahre sowie Fortfiihrung tiber sieben Jahre vom Zeitpunkt
der Bewilligung an in Form eines plausibilitétsgepriiften
BMELY - Jahresabschlusses bei der Bevilligungsbehdrde.
Von dieser Pflicht kann die Bavilligungsstelle Ausnahmen
zulassen.

Der Jahresabschluss ist g rundsétzlich spétestens sechs

Monate nach Abschluss des Wirtschaftsjahres als csv-Datei
vorzulegen. Aus der Vorwegbuchfiihrung muss eine ange-
messene Eigenkapitalbildung erkennbar sein.

Bei Investitionen tiber 30.000 Euro ist ein formgebunde-
nes Investitionskonzept einzureichen, welches die Wirt-
schaftlichkeit des Unternehmens vor und nach der Inves-
tition sowie der durchzufiihrenden Maflnahmen nach-
weist.

Bei Investitionen bis 30.000 Euro ist ein Nachw eis iiber
die Wirtschaftlichkeit der Maflnahme zu erbringen.

Die Prosperitit des Antrag stellenden Unternehmens ist
von der Bewilligungsbehorde im Rahmen des Antrags-
verfahrens zu priifen. Priifkriterium ist die K ennziffer
Ordentliches Ergebnis plus Personalaufwand gemifl dem
letzten vorliegenden Jahresabschluss. Diese K ennziffer
darf den Wert von 90.000 Euro je Arbeitskraft nicht {iber-
schreiten.

Bei neu gegriindeten Betrieben als Antragsteller sind die
positiven Einkiinfte des letzten erlassenen Steuerbeschei-
des, einschlieBlich die der Ehegatten, fiir die Priifung der
Einkommensprosperitdt heranzuziehen. Die positi ven
Einkiinfte diirfen zum Zeitpunkt der ~ Antragstellung
100.000 Euro je Jahr bei Ledigen und 130.000 Euro je
Jahr bei Ehegatten nicht iiberschritten haben. Bei juristi-
schen Personen und Personengesellschaften einschlief3-
lich der GmbH & Co. KG gelten die o. g. Grenzen fiir alle
Unternehmen und Personen mit einem Kapitalanteil von
mehr als 5 Prozent. Bei Uberschreitung der Prosperitits-
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grenze wird das forderfahige Investitionsvolumen fiir die
beantragte Investition anteilig entsprechend dem Kapital-
anteil gekiirzt.

Die Betriebsstitte des Antrag stellenden Unternehmens,
fiir die eine Forderung von Investitionen im Rahmen die-
ses Richtlinienteiles beantragt wird, muss im Land Bran-
denburg oder im Land Berlin liegen.

Antragstellende Gartenbaubetriebe haben ihre Beteili-
gung am Betriebsvergleich des Zentrums fiir Betriebs-
wirtschaft im Gartenbau e. V. (Betriebsdatenerfassung)
nachzuweisen.

Werden im Rahmen der Erhohung der Gesamtleistung des
landwirtschaftlichen Unternehmers Investitionen reali-
siert, die teilweise der Anpassung an neu eingefiihite Nor-
men der Union dienen, gilt fiir diese eine Fist von hochs-
tens 36 Monaten ab dem Zeitpunkt der Giiltigk eit der
Norm.

Zur Durchfithrung der zur Férderung beantragten Investi-
tionen erforderliche Genehmigungen so wie alle zum
Errichten und Betreiben notwendigen Vertrdge sind mit
der Antragstellung vorzulegen. Bei 6ffentlichen Geneh-
migungen gilt der bestandskriftige Bescheid der Geneh-
migungsbehorde als Zuwendungsvoraussetzung. In Ein-
zelféllen kann auch zum Zeitpunkt der Antragstellung
nachweislich eine Beantragung erforderlicher Unterlagen
akzeptiert werden.

Antragsberechtigt nach den Nummern 3.1 und 3.2 sind
Unternehmen, welche die beantragte In vestition durch-
fiihren und diese nach Fertigstellung selbst zur landwirt-
schaftlichen Téatigkeit nutzen werden.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss

Bemessungsgrundlage

Investive Ausgaben fiir MaBnahmen nach Nummer 2.2
dieses Richtlinienteiles,

Allgemeine Aufwendungen bis zu einer Héhe von 12 Pro-
zent des forderfahigen Investitionsvolumens fiir

- Architekten- und Ingenieurleistungen,
- Betreuung von baulichen Investitionen,
- ein Investitionskonzept von bis zu 1.000 Euro.

Eine Zuwendung fiir die Betreuung ist nur fiir die in
Anlage 2 dieser Richtlinie beschriebenen, v ertraglich
geregelten Aufgaben bei einem forderfahigen baulichen

5.5

5.5.1

552

553

6.1

1125

Investitionsvolumen von mehr als 100.000 Euro forder-
féhig.

Hohe der Zuwendung

Es kann ein Zuschuss v on bis zu 25 Prozent der Be-
messungsgrundlage gewéhrt werden.

Die Forderung ist begrenzt auf ein forderféhiges Investi-
tionsvolumen von 1,5 Millionen Euro. Diese Obergrenze
kann in den Jahren 2007 bis 2013 hochstens einmal aus-
geschopft werden. Dies gilt auch bei Unter nehmens-
teilungen und bei Wechsel der Rechtsform des Unterneh-
mens. Soweit das Antrag stellende Unter nehmen oder
dessen Teilhaberschaft mit einer Kapitalbeteiligung v on
mehr als 25 Prozent eine Forder ung im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes auferhalb des Landes Branden-
burg oder nach diesem Richtlinienteil erhalten hat, ist die-
se, dem Kapitalanteil entsprechend, anzurechnen.

Das Mindestinvestitionsvolumen betrdgt 15.000 Euro.

Fir MaBinahmen im Bereich der Imk erei betrigt das
Mindestinvestitionsvolumen 7.500 Euro.

Fiir die Betreuung nach Nummer 5.4.2 dieses Richtlinien-
teiles kann ein Zuschuss fiir ein bauliches In vestitions-

volumen

- biszu 150.000 Euro

in Hohe von maximal 4.500 Euro,
- ber 150.000 Euro bis 250.000 Euro

in Hohe von maximal 5.500 Euro,
- ber 250.000 Euro bis 500.000 Euro

in Héhe von maximal 8.000 Euro,
- liber 500.000 Euro

in Hohe von maximal 10.500 Euro

gewihrt werden.
Eine weitere Férderung der Betreuung ist ausgeschlossen.

Der Eigenbeitrag des geforderten Unternehmens zu den
Betreuergebiihren betrdgt mindestens 1 Prozent des for-
derféhigen baulichen Investitionsvolumens.

Bei haftungsbeschriankter Gesellschaftsform des Antrag
stellenden Unternchmens ist ein etw aiger Erstattungs-
anspruch des Landes grundsétzlich durch selbstschuldne-
rische Biirgschaften der Beteiligten mit mehr als 25 Pro-
zent Anteil zu besichern. Dies gilt fiir Zuschiisse in Hohe
von iiber 100.000 Euro. Bei einer Eigenkapitalausstattung
des Unternehmens, welche den bewilligten Zuschuss iiber-
schreitet, kann von einer Besicherung abgesehen werden.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Es gelten die Nummer n 6.1 bis 6.9 des Teiles I dieser
Richtlinie.
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Grundsiitze fiir die For derung von Investitionen zur
Diversifizierung auflerhalb der Gemeinschaftsauf-
gabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiis-
tenschutzes*

Gegenstand der Forderung

3.1
Forderfahig sind Investitionen zur Schaffung zusétzlicher
Einkommensquellen im Landlichen Raum, die die Bedin-
gungen des Artikels 53 (Diversifizierung hin zu nicht
landwirtschaftlichen Tétigkeiten) der Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 iiber
die Forderung der Entwicklung des landlichen Raums
durch den Européischen Landwir tschaftsfonds fiir die
Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER) (ABI. L 277
vom 21.10.2005, S. 1) so wie die Bedingungen der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1998/2006 iiber die Anwendung der
Artikel 87 und 88 EG-V ertrag auf,,.De-minimis“-Bei-
hilfen (ABI. L 379 vom 28.12.2006, S. 5) erfiillen.

3.2

In Bezug auf Nummer 2.1 dieses Richtlinienteiles verden
nachfolgende Mafinahmen gefordert:

Errichtung oder Modemisierung von unbeweglichem Ver-
mogen,

Kauf von neuen Maschinen und Anlagen.
Fordereinschrankungen 4
4.1

Investitionen im Beherber gungsbereich sind nur bis zu
einer Gesamtkapazitit von 25 Gistebetten forderfahig.

Forderausschluss
Von der Férderung sind ausgeschlossen:

- Errichtung von Reit- und/oder Bewegungshallen, dies
gilt nicht fiir am 31.12.2010 be willigungsreif vor-
liegende Antrige,

- Erwerb von Land und Gebéuden; dies gilt nicht fiir am
31.12.2010 bewilligungsreif vorliegende Antrige,

- Investitionen, die die Erzeugungv on Anhang-I-
Erzeugnissen des EG-Vertrages betreffen,

- Anlagen zur Ener giegewinnung aus re generativen

4.3

Ressourcen,
- laufende Betriebsausgaben, Ablosung von Verbind-
lichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungs-

kosten, Gebiihren fiir eine Rechtsberatung,

- unbare Eigenleistungen,

- Ersatzinvestitionen,

- universal einsetzbare Maschinen und Geréte zum
Transport

- Wirtschaftsgiiter, die von verbundenen Unternehmen
erworben werden,

- behdrdlich festgesetzte Ausgleichs- und Ersatzmal-
nahmen, insbesondere im Zusammenhang mit Geneh-
migungsverfahren nach Bundesimmissionsschutz-

gesetz (BImSchG) oder Baurecht fiir beantragte
Investitionsmaflnahmen.

Zuwendungsempfinger
Gefordert werden

- landwirtschaftliche Unternehmen aller Rechtsformen
sowie mitarbeitende Familienangehdrige bei Einzel-
unternehmen,

- Unternehmen, die einen landwirtschaftlichen Betrieb
bewirtschaften und unmittelbar kirchliche, gemein-
niitzige oder mildtitige Zwecke verfolgen.

Nicht gefordert werden

- Unternehmen, bei denen die Kapitalbeteiligung der
offentlichen Hand mehr als 25 Prozent des Eigen-
kapitals des Unternehmens betrégt,

- landwirtschaftliche Arbeitnehmer,

- Unternehmen, die sich in Schwierigk eiten befinden
im Sinne der ,,Leitlinien der Gemeinschaft fir staatli-
che Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von
Unternehmen in Schwierigkeiten (ABI. C 244 vom
1.10.2004, S. 2).

Zuwendungsvoraussetzungen

Bei Investitionen tiber 30.000 Euro ist ein formgebunde-
nes Investitionskonzept einzureichen, mit dem die Wirt-
schaftlichkeit des Unternehmens sowie der durchzufiih-
renden Mafinahmen nachgewiesen wird. Bei In vestitio-
nen bis 30.000 Euro ist der Nachweis der Wirtschaftlich-
keit der Maflnahmen zu erbringen.

Die Betriebsstitte des Antrag stellenden Unternehmens,
fiir die eine Forderung von Investitionen im Rahmen die-
ses Richtlinienteiles beantragt wird, muss im Land Bran-
denburg oder im Land Berlin liegen.

Die Prosperitét des Antrag stellenden Unternehmens ist
von der Bewilligungsbehdrde im Rahmen des Antrags-
verfahren anhand der K ennziffer Ordentliches Ergebnis
plus Personalaufwand auf Grundlage des letzten vorlie-
genden Jahresabschlusses zu priifen. Diese K ennziffer
darf den Wert von 90.000 Euro je Arbeitskraft nicht iiber-
schreiten.

Bemessungsgrundlage bei bestehenden Unternehmen ist
der errechnete Wert des letzten v orliegenden Buchfiih-
rungsabschlusses.

Bei neu gegriindeten Betrieben als Antragsteller sind die
positiven Einkiinfte des letzten erlassenen Steuerbeschei-
des, einschlieBlich der Ehegatten, fiir die Priifung der Ein-
kommensprosperitit heranzuziehen.
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Die positiven Einkiinfte diirfen zum Zeitpunkt der 6
Antragstellung 100.000 Euro je Jahr bei Ledigen und
130.000 Euro je Jahr bei Ehe gatten nicht iiberschritten
haben. Bei juristischen P ersonen und P ersonengesell-
schaften einschlielich der GmbH & Co. KG gelten die
0. g. Grenzen fiir alle Unter nehmen und Personen mit
einem Kapitalanteil von mehr als 5 Prozent. Bei Uber-
schreitung der Prosperitdtsgrenze wird das forderfahige
Investitionsvolumen fiir die beantragte Irvestition anteilig
entsprechend dem Kapitalanteil gekiirzt.

6.1

Zur Durchfiihrung der zur Fordemung beantragten Investi-
tionen erforderliche Genehmigungen so wie alle zum
Errichten und Betreiben notwendigen Vertrage sind mit
der Antragstellung vorzulegen. Bei &ffentlichen Geneh-
migungen gilt der bestandskriftige Bescheid der Geneh-
migungsbehorde als Bewilligungsgrundlage.
6.2
In Einzelfdllen kann zum Zeitpunkt der Antragstellung
auch nachweislich eine Beantragung erforderlicher
Unterlagen akzeptiert werden.

Antragsberechtigt nach den Nummern 3.1 und 3.2 sind
grundsétzlich nur Unter nehmen, welche die beantragte
Investition durchfiihren und diese selbst zur Diversifizie-
rung betreiben.

6.3

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
Zuwendungsart : Projektférderung 6.4
Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

Form der Zuwendungen: Zuschuss

Bemessungsgrundlage

Forderféhig sind:

Investive Ausgaben fiir Ma3nahmen nach Nummer 2.2
dieses Richtlinienteiles,

Allgemeine Aufwendungen fiir Architekten- und Inge-
nieurleistungen bis zu einer Hohe von 12 Prozent des for-
derféhigen Investitionsvolumens.

6.5

Hohe der Zuwendung

Es kann ein Zuschuss von bis zu 45 Prozent der Bemes- 6.6
sungsgrundlage im Land Brandenburg, bis zu 25 Prozent

im Land Berlin, gewahrt werden.

Das Mindestinvestitionsvolumen betragt 10.000 Euro.

Der Gesamtwert der einem Unter nehmen gewihrten 2
Zuwendung darf 200.000 Euro bezo gen auf einen Zeit-

raum von drei Jahren nicht iiberschreiten, da es sich um

eine ,,De-minimis‘‘-Beihilfe handelt.
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Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Forderung von Investitionen erfolgt unter dem Vor-
behalt des Widerrufs fiir den Fall, dass die geforderten

- Grundstiicke und baulichen Anlagen innerhalb eines
Zeitraumes von zwolf Jahren ab Fertigstellung,

- Maschinen, technische Einrichtungen und Geréte inner-
halb eines Zeitraums von fiinf Jahren ab Lieferung

verdulert, vermietet, verpachtet, verleast oder nicht mehr
dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet werden.

Der Nachweis der Vermarktung der geférderten Gastebet-
ten, z. B. lber einschldgige Géste verzeichnisse, ist mit
dem Verwendungsnachweis zu erbringen.

Uber die Bestimmungen der Nummer 7.4 ANBest-P hin-
aus ist auch die Europdische K ommission berechtigt,
beim geférderten Unternehmen zu priifen.

Sofern Mittel an Dritte w eitergeleitet werden, ist dieses
Recht auch dem Dritten gegeniiber auszubedingen.

Das geforderte Unternehmen ist verpflichtet, die jeweils
giiltigen Bestimmungen der Européischen Union iiber die
von den Mitgliedsstaaten zu trefenden Informations- und
PublizitdtsmaBnahmen fiir die Inter ventionen des Euro-
paischen Landwirtschaftsfonds zu beachten’.

Die Vorschriften der Nummer 3 ANBest-P und der Num-
mer 1.1 ANBest-Bau fiir die Vergabe von Auftrigen fin-
den bei nach dieser Richtlinie geférder ten Investitions-
vorhaben keine Anwendung.

Die Gewihrung einer Zuwendung nach dieser Richtlinie
erfolgt unter der Maf3gabe des wirtschaftlichen und spar-
samen Mitteleinsatzes. Auftriage sind nur an fachkundige
und leistungsfahige Anbieter nach w ettbewerblichen
Gesichtspunkten zu wir tschaftlichen Bedingungen zu
vergeben. Bei der Durchfithrung des Vorhabens sind dazu
vor Auftragsvergabe mindestens drei Vergleichsangebote
einzuholen.

Fiir MaBBnahmen, die im Rahmen anderer Férder  pro-
gramme, einschlieBlich Strukturfonds, gefordert werden
konnen, ist eine Forder ung nach diesem Richtlinienteil
ausgeschlossen.

Abweichend von Nummer 6.1 ANBest-P besteht die Ver-
pflichtung, den Verwendungsnachweis vor Auszahlung
des letzten Teilbetrages bzw. des Einmalbetrages vorzule-
gen (siche Nummer 7.3 dieser Richtlinie).

Artikel 76 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. Septem-

ber 2005 tiber die Forderung der Entwicklung des landlichen Raums durch
den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des ldndlichen
Raums (EPLR) i. V. m. Artikel 58 Absatz 3 und Anhang VI der Verordnung
(EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006.
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7.1

7.2

7.3

7.4

7.5
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Verfahren (I - I1I)
Antragsverfahren

Antrdge sind v ollstdndig und for mgebunden bis zum

30.9. des jeweiligen Kalenderjahres an die In vestitions-
Bank des Landes Brandenburg zu stellen. Dem Antrag ist
die Sicherung der Gesamtfinanzierung durch Bestitigung
der Hausbank bzw. eine Kreditbereitschaftserklarung so-
wie eine formgebundene Stellungnahme des zustiandigen
Amtes fiir Landwirtschaft des Landkreises/der kreisfreien
Stadt beizufiigen.

Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehdrde ist die InvestitionsBank des Landes
Brandenburg.

Uber die Bewilligung von Antriigen wird am 31.3., 30.6.
sowie 30.9. des jeweiligen Jahres entschieden.

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Mittelanforderungen sind an die IvestitionsBank zu rich-
ten.

Die Auszahlung der Mittel erfolgt im Wege der Erstat-
tung. Mit der Mittelanforderung hat das geforderte Unter-
nehmen eine Ubersicht iiber die bezahlten Rechnungen
einschlieBlich der Originalrechnungen und der Zahlungs-
belege einzureichen.

Abweichend von Nummer 1.4 ANBest-P wird Folgendes
festgelegt:

Die Auszahlung des letzten Teilbetrages bzw. Einmal-
betrages in Hohe von mindestens 5 Prozent der Gesamt-
zuwendung erfolgt erst nach abschlielender Priifung des
Verwendungsnachweises (Nummer 6 ANBest-P).

Verwendungsnachweisverfahren

Der Verwendungsnachweis ist der Be willigungsbehorde
vorzulegen.

Zu beachtende Vorschriften

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der

7.6

7.7

Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Riickforderung
der gewihrten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO,
soweit nicht in dieser Richtlinie ~Abweichungen zuge-
lassen worden sind.

Auf Grund des Einsatzes v on EU-Mitteln gelten v or-
rangig zur LHO die einschldgigen europdischen  Vor-
schriften fiir die Forderperiode 2007 bis 2013, aus der die
jeweils eingesetzten F ondsmittel stammen. Daraus er -
geben sich Besonderheiten insbesondere hinsichtlich der
Auszahlung, des Abrechnungsverfahrens, der Aufbewah-
rungspflichten und der Priifrechte. Die Daten der gefor-
derten Unternehmen werden elektronisch gespeichert und
verarbeitet. Die EU-V erwaltungsbehdrde ELER v erof-
fentlicht ab 2008 mindestens einmal pro Jahr ein ~ Ver-
zeichnis der Begiinstigten, welche im Rahmen des Ent-
wicklungsprogramms fiir den ldndlichen Raum (EPLR)
eine Finanzierung erhalten (Artikel 58 der Verordnung
(EG) Nr. 1974/2006).

Die Gewihrung einer Zuwendung nach dieser Richtlinie
beinhaltet Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen, welche
die Einhaltung der Zuw endungsvoraussetzungen sowie
Bestimmungen im Zuwendungsbescheid tiberpriifen.

Rechtsgrundlage dafiir bilden die entsprechenden K on-
trollvorschriften der Verordnung (EU) Nr. 65/2011 in der
jeweils geltenden Fassung.

Bei Verstofien gegen die Einhaltung v on einschldgigen
Vorschriften der EU, des Bundes oder des Landes sowie
dieser Richtlinie sind Kiirzungen der Zuvendung oder der
Ausschluss von der Forderung zu priifen. Kiirzungen oder
Ausschliisse werden nach den Vorschriften der Verord-
nung (EU) Nr. 65/2011 in der jeweils geltenden Fassung
durch die Bewilligungsbehorde vorgenommen.

Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2011 in
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2013.
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Anlage 1
Bauliche Anforderungen an eine besonder s tiergerechte
Haltung:
Mit den zu férdemden Investitionen sind die baulichen und tech-
nischen Voraussetzungen zur Einhaltung der folgenden Anfor-
derungen zu schaffen:

Generelle Anforderung:

Stélle miissen so beschaffen sein, dass deren tageslichtdurch-
lassige Fldchen mindestens

- 3 % der Stallgrundflache bei Mastschweinen, Zuchtsauen,
Zuchtebern und Ferkeln

sowie
- 5% bei allen iibrigen Tierarten
betragen.
Anforderungen an Laufstille fiir Milchkiihe und Aufzucht-
rinder:

- Forderungsfahig sind Lie geboxenlaufstille oder Mehrfla-
chenstille (z. B. Tiefstreu- oder Tretmiststall).

- Fiir jedes Tier ist ein Grundfutterfressplatz bereitzustellen,
dessen Breite dazu ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig
fressen konnen. Bei Vorratsfiitterung ist ein Tier-Fressplatz-
Verhéltnis von 1,2 : 1 zuléssig.

- Die spaltenfreie Liegefldche muss so bemessen sein, dass alle
Tiere gleichzeitig liegen konnen.

- Dienutzbare Stallfliche muss mind. 5 mje GroBvieheinheit
betragen.

- Laufgénge miissen ausreichend breit sein, so dass sich die
Tiere stressfrei begegnen konnen.

- Im Falle von Liegeboxen ist fiir jedes Tier eine Liegebox
bereitzustellen.

- Liegeplitze miissen ausreichend mit geeigneter trock ener
Einstreu oder anderem K omfort schaffenden Material
(Komfortmatten gepriifter und anerkannter Qualitdt) verse-
hen werden kdnnen.

Anforderungen an die Kilberhaltung:

- Der Stall muss so beschaf fen sein, dass die Kélber ab der
5. Lebenswoche in Gruppen gehalten werden kdnnen.

- Die Liegefldche muss so bemessen sein, dass all¢Tiere einer
Gruppe gleichzeitig liegen konnen.

- Die Liegefliche muss ausreichend mit geeigneter Einstreu
versehen werden kdnnen.

- Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren ent-
weder wihrend der Weideperiode téglich ein Auslauf mit
freiem Zugang zu einer Trankevorrichtung geboten werden
kann oder die Tiere im Offenstall (einschlielich Kélber-
hiitten) gehalten werden.

Anforderungen an Haltungsformen in der Rindermast (aufier

Mutterkuhhaltung):

- Fiir jedes Tier ist ein Grundfutterfressplatz bereitzustellen,
dessen Breite ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig fressen
konnen. Bei Vorratsfiitterung ist einTier-Fressplatz-Verhélt-
nis von 1,5 : 1 zuléssig.

- Perforierte Boden (mit einer Spaltenbreite yon max. 3,5 cm)
diirfen héchstens 50 % der nutzbaren Stallflache ausma-
chen.

- Die verfligbare Flidche muss
- bis 350 kg Lebendgewicht mind. 3,5 m? pro Tier und
- lber 350 kg Lebendgewicht mind. 4,5 m* pro Tier
betragen.

- Die Liegefliche muss ausreichend mit geeigneter trockener
Einstreu oder anderem K omfort schaffenden Material
(Komfortmatten gepriifter und anerkannter Qualitdt) verse-
hen werden konnen.

- Die Liegefliche muss so bemessen sein, dass alle  Tiere
gleichzeitig liegen kénnen.

Anforderungen an die Haltung von Mutterkiihen:

- Dienutzbare Stallfliche muss mind. 5 mje GroBvieheinheit
betragen.

- Die Liegefliche muss so bemessen sein, dass alle  Tiere
gleichzeitig liegen konnen.

- Die Liegefliche muss ausreichend mit geeigneter Einstreu
versehen werden konnen.

- Der Stall muss iiber einen Zugang zu einem befestigter\us-
lauf verfiigen, der so bemessen ist, dass er fiir dedufenthalt
der gesamten Herde ausreicht.

Anforderungen an die Haltung von Mastschweinen:

- Firje 6 Tiere ist eine Trénke bereitzustellen.

- Die Gruppengrofie muss, soweit es die Bestandsg rofie zu-
lasst, mindestens 20 Tiere umfassen.
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Die Buchten miissen so grof3 und so gestaltet sein, dass sie in
Fressbereich, Liegebereich und Bewegungs-/Abkotbereich
strukturiert werden konnen.

Fiir Zuchtldufer und Mastschweine muss eine uneingeschrankt
nutzbare Bodenflache zur Verfiigung stehen, die mindestens
20 % groBer ist, als nach § 24Absatz 2 der Tierschutz-Nutz-
tierhaltungsverordnung (TierSchutzNutzV, BGBL. I S. 2044),
zuletzt gedndert durch Verordnung vom 1. Oktober 2009
(BGBI.IS. 3223 ), vorgeschrieben.

Der Liegebereich muss

- ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen
werden konnen oder

- mit Tiefstreu versehen werden konnen oder

- miteiner Komfortliegefliche ausgestattet sein, wobei im
Stall fiir alle Tiere zugénglich mindestens drei verschie-
denartige manipulierbare Beschdftigungselemente in ei-
ner ausreichenden Anzahl zur Verfiigung stehen miissen.
Geeignet hierfiir sind Holz an K etten, eine besondere
Fiitterungstechnik, die die Dauer der Futteraufnahme
beim Tier ausdehnt und eine Beschéftigung induzier t,
Strohraufen oder vergleichbare Elemente.

Anforderungen an die Haltung von Zuchtsauen und Zucht-
ebern:

Die Haltungseinrichtung fiir Eber muss eine Flache aufwei-
sen, die mindestens 20 % groBer ist, als nach § 20 Tier-
SchutzNutzV, zuletzt gedndert durch Verordnung vom 1. Ok-
tober 2009 (BGBL. I S. 3223), vorgeschrieben.

Fiir Jungsauen und Sauen muss im Zeitraum v on iiber vier
Wochen vor dem voraussichtlichen Abferkeltermin eine un-
eingeschréankt nutzbare Bodenflache zur Verfligung stehen,
die mindestens 20 % grofer ist als nach § 25 Absatz 2 Tier-
SchutzNutzV vorgeschrieben. Der Liegebereich muss im ge-
nannten Produktionsabschnitt

- ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen
werden konnen oder

- mit Tiefstreu versehen werden konnen oder

- miteiner Komfortliegefliche ausgestattet sein, wobei im
Stall fiir alle Tiere zugénglich mindestens drei verschie-
denartige manipulierbare Beschiftigungselemente in
einer ausreichenden Anzahl zur Verfiigung stehen miis-
sen. Geeignet sind Holz an Ketten, eine besondere Fiit-
terungstechnik, die die Dauer der Futteraufnahme beim
Tier ausdehnt und eine Beschiftigung induziert, Stroh-
raufen oder vergleichbare Elemente.
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- Im Falle der Trogfiitterung ist je Sau bzw . je Jungsau ein
Fressplatz bereitzustellen, dessen Breite es zuldsst, dass alle
Tiere gleichzeitig fressen konnen.

- Die Mindestflache je Abferkelbucht muss 4,5 m* betragen.

- Der Kastenstand muss so ausgestaltet sein, dass er nach dem
Abferkeln dauerhaft gedffnet werden kann. Die Sau muss
sich dann ungehindert umdrehen kénnen.

Anforderungen an die Haltung von Ziegen:

- Fiirjedes Tier ist ein Fressplatz bereitzustellen, dessen Brei-
te dazu ausreicht, dass alleTiere gleichzeitig fressen konnen.

- Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden savie
einer Ablamm- bzw. Absonderungsbucht ausgestattet sein.

- Dienutzbare Stallfliche muss mind. 1,5 ¥Ziege und 0,35 nv/
Zicklein betragen.

- Liegeplédtze miissen ausreichend mit geeigneter trock ener
Einstreu versehen werden kdnnen.

- Neben der o. g. nutzbaren Stallfldche sind zusitzlich pro
Ziege mind. 0,5 m” nutzbare Liegefldchen zu schaffen, die
gegentiber der iibrigen Stallfliche erhoht sind und auf unter-
schiedlichem Niveau mindestens 3 Stufen vorsehen; ergén-
zend sind Voraussetzungen fiir Springmdglichk eiten zu
schaffen.

- Die Anlage muss so beschaf fen sein, dass den Tieren ein
Auslauf mit ausreichend und geeigneten Kletter moglich-

keiten zur Verfligung steht.

- Es miussen Zickleinnester vorhanden sein, die so bemessen
sind, dass alle Zicklein gleichzeitig liegen konnen.

- In Stall und Auslauf miissen ausreichend Biirsten und Rei-
bungsflédchen zur Verfligung stehen.
Anforderungen an die Haltung von Schafen:

- Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden savie
einer Ablamm- bzw. Absonderungsbucht ausgestattet sein.

- Dienutzbare Stallfliche muss mind. 1,5 n¥Schafund 0,35 m¥/
Lamm betragen.

- Liegeplédtze miissen ausreichend mit geeigneter trock ener
Einstreu versehen werden konnen.

- Die Anlage muss so beschaf fen sein, dass den Tieren ein
Auslauf zur Verfligung steht, der so bemessen und gestaltet
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ist, dass er fiir die Sammlung und den Aufenthalt der Herde
ausreicht.

- DieAuslauffliche (Abtriebeinrichtung) muss mit einem Klauen-
bad einschlieBlich Zutriebeinrichtung ausgestattet sein.

Anforderungen an die Freilandhaltung von Legehennen:

- Der Stall muss iiber einen Dachiiberstand v on mindestens
2 m Breite/Tiefe iiber die gesamte mit Ausschlupflochern
versehene Stallseite verfligen; die gesamte Flache unter dem
Dachiiberstand muss befestigt sein.

- Im AulBenbereich miissen

- fiir alle Tiere ausreichende Schutzeinrichtungen natiir-
licher oder baulicher Art (z. B. Unterstdnde, Baume,
Straucher) zur Verfiigung stehen, die ausreichend breit
und so verteilt und zusammenhéngend angele gt sind,
dass sie von den Hiihnern von jeder Stelle des Auflen-
bereiches schnell erreicht werden konnen,

- Trinkeeinrichtungen in ausreichender Zahl und verteilt
angeordnet vorhanden sein.

Anforderungen an die Bodenhaltung von Legehennen:

- Der Stall muss mit einem befestigten Kaltschar rraum ver-
bunden sein, der mindestens einem Drittel der nutzbaren Stall-
flache entspricht und mit geeigneten, ausreichend bemessenen
und gleichmaBig verteilten Staubbadern ausgestattet ist.

Anforderungen an die Haltung von Mastputen:

- Der Stall muss geméf den bundeseinheitlichen Eckw erten
fiir eine freiwillige Vereinbarung zur Haltung v on Jung-
masthiihnern (Broiler, Masthdhnchen) und Mastputen vom
17. September 1999, Anlage 2 Mindestanforderungen fiir
die Putenhaltung’®, ausgestattet sein.

- Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte wih-
rend der Endmastphase bei Putenhennen max. 35 kg und bei
Putenhdhnen max. 40 kg Lebendge wicht pro m* nutzbarer
Stallflache nicht iiberschreitet.

3 siche Tierschutzbericht der Bundesre gierung, Anhang 6; BT -Druck-
sache 14/5712

Es muss ein Stallabteil zur gesonderten Haltung von abge-
stoBenen, kranken oder verletzten Tieren vorhanden sein.

Der Stall muss mit einem befestigten Kaltschar rraum bzw.
Wintergarten verbunden sein, der mindestens 800 cm %/
Putenhahn und 500 cn/Putenhenne umfasst und mit geeig-
neten, ausreichend bemessenen und gleichmafig verteilten
Staubbéddern ausgestattet ist.

Stall und Kaltscharrraum bzw. Wintergarten sind mit Vor-
richtungen fiir Riickzugsmdglichkeiten und Beschéftigung
(erhohte Ebenen, Sichtbarrieren, Strohraufen) auszustatten.

Anforderungen an die Haltung von Masthiihnern:

Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte wah-
rend der Endmastphase max. 25 kg Lebendge wicht pro m?
nutzbarer Stallfldche nicht liberschreitet.

Es muss ein Stallabteil zur gesonderten Haltung von abge-
stoflenen, kranken oder verletzten Tieren vorhanden sein.

Die nutzbare Stallfliche muss planbefestigt und ausreichend
mit geeigneter trockener Einstreu versehen werden kénnen.

Anforderungen an die Haltung von Enten oder Géinsen:

Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte wih-
rend der Endmastphase bei Mastenten max. 25 kg und bei
Mastgénsen max. 30 kg Lebendge wicht pro m* nutzbarer
Stallflache nicht {iberschreitet.

Der AuB3enbereich muss so bemessen sein, dass ein Weide-
auslauf von mind. 2 m?*Mastente bzw. 4 m*/Mastgans zur
Verfligung steht.

Der Stall muss so beschaffen sein, dass den Tieren ein Aus-
lauf und jederzeit zugédngliche, ausreichend bemessene Ba-
demdglichkeiten zur Verfligung stehen.

Die Bademdglichkeiten miissen so gestaltet sein, dass die
Enten oder Génse den Kopf bis mindestens hinter das Auge
ins Wasser stecken konnen. Es miissen Einrichtungen v or-
handen sein, die die Bereitstellung v on klarem Wasser fiir
das Baden gewihrleisten.
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Anlage 2

Aufgaben der Betreuung von baulichen Investitionen
gemif Richtlinie des Ministeriums fiir Infrastruktur und
Landwirtschaft des Landes Brandenburg iiber die
Gewihrung von Zuwendungen fiir einzelbetriebliche
Investitionen in der jeweils geltenden Fassung

Das Land Brandenburg gewdhrt nach den Nummer n 1. 5.6.5
sowieIl. 5.5.2 der o. g. Richtlinie Zuwndungen fiir nachfolgend
aufgefiihrte Tétigkeiten bei der Betreuung von baulichen Inves-
titionen:

1. Information des Antrag stellenden Unternehmens iiber die
Grundsitze dieser Richtlinie, einschlieBlich der entspre-
chenden haushaltsrechtlichen Regelungen

2. Priifung der fiir die Forderung des Vorhabens notwendigen
Genehmigungen

3. Erarbeitung und Einreichung des Antrages auf Zuwendung,
einschliellich des Nachw eises der gesicher ten Gesamt-
finanzierung

4. Unterstiitzung bei der Auswahl von Finanzierungsmoglich-
keiten

5. Freigabe des Vorhabens, wenn die Finanzierung gesichert ist
und festgestellt ist, dass die im Plan ange gebenen Verhilt-
nisse zutreffen

6. Mittelabruf entsprechend der haushaltsrechtlichen ~ Vor-
schriften

7. Abwicklung des Rechnungs- und Zahlungsv erkehrs ab
100.000 Euro iiber ein Investitionssonderkonto

8.

10.

11.

12.

13.

14.

Uberwachung des Vorhabens auf antragsgemife Durchfiih-
rung

Priifungsfahige Aktenfithrung und Aufbewahrung der Unter-
lagen entsprechend der Nebenbestimmungen im Zuw en-
dungsbescheid

Sicherung eines ordnungsgeméfBen Abschlusses des Investi-
tionsvorhabens

Aufstellung und Vorlage des Verwendungsnachweises ein-
schlieBlich, Sachbericht, innerhalb von sechs Monaten nach
dem Abschluss des Vorhabens

Das Betreuungsunternehmen hat darauf zu achten, dass im
Rahmen notwendiger Architekten- und Ingenieurleistungen
eine entsprechende Haftpflichtversicherung abgeschlossen
wird

Uberpriifung der Angebotseinholung und der Auftrags-
vergabe

Priifung der Rechnungen auf sachliche Richtigkeit

Die Aufgaben, Rechte und Pflichten desAntrag stellenden Unter-
nehmens sowie des Betreuungsuntemehmens sind in einem Ver-
trag gemidll Anlage 3 der o. g. Richtlinie zu regeln.

Dem Vertrag als Anlage zum Forderantrag sind ein Nachw eis
der fachlichen Eignung des Betreuungsunter nehmens, wenn
dieses nicht bis 31.12.2006 vom MLUYV Brandenburg zugelas-
sen war, sowie der Abschluss einer Berufshaftpflichtversiche-
rung beizufiigen.
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Anlage 3

VERTRAG
iiber Betreuungsleistungen fiir bauliche Mafinahmen im Rahmen der einzelbetrieblichen Forderung des Landes Brandenburg
Dieser Vertrag regelt die Mindestanforderungen fiir Betreuungsleistungen bei der Durchfiihung geforderter baulicher Vorhaben auf der
Grundlage der Richtlinie des Ministeriums fiir Infrastr uktur und Landwirtschaft des Landes Brandenburg iiber die Gewédhrung von

Zuwendungen fiir einzelbetriebliche Investitionen in landwirtschaftlichen Unternehmen in der jeweils geltenden Fassung.

Der Vertrag wird zwischen

- nachfolgend Auftraggeber genannt -
und

- nachfolgend Auftragnehmer genannt -

fur die bauliche Mallnahme

geschlossen und regelt folgende Punkte:

1. Leistungen des Auftragnehmers (Betreuungsunternehmen)
Bei der Vorbereitung und Durchfiihrung von baulichen Investitionen iibernimmt der Auftragnehmer die in der Anlage 2 - Aufgaben
der Betreuung von baulichen Investitionen - der o. g. Richtlinie aufgefiihiten Tétigkeiten.

2. Pflichten des Auftraggebers

2.

Ju—

Der Auftraggeber verpflichtet sich zur Gewéhrleistung der ordnungsgemafBen Durchfithrung der BaumaBnahme zum Abschluss ei-
nes Vertrages liber Architekten- und Ingenieurleistungen gemafl Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure (HOAI). Dieser
Vertrag enthilt mindestens folgende Grundleistungen gemifl § 15 HOAIL: Entwurfs- und Genehmigungsplanung, Vorbereitung und
Mitwirkung bei der Vergabe, Rechnungspriifung, Abnahme der Bauleistungen, Uberwachung der Beseitigung festgestellter Miingel
sowie Erstellung und Vorlage der Kostenfeststellung.

2.2 Der Auftraggeber verpflichtet sich, dem Auftragnehmer alle bereits vorhandenen und fiir das Investitionsvorhaben noch anzuferti-
genden Bauunterlagen, incl. Baupléne, zwecks Einsichtnahme zur Verfiigung zu stellen.

2.3 Der Auftraggeber verpflichtet sich, dem Auftragnehmer bei Vorhabensbeginn einen Nachweis {iber die Sicherung der Gesamtfinan-
zierung des Vorhabens (Bestétigung der Hausbank) vorzulegen.

2.4 Der Auftraggeber verpflichtet sich, erst nach Bestétigung des Vorhabensbeginns durch den Auftragnehmer mit der Mainahme zu
beginnen.

2.5 Der Auftraggeber verpflichtet sich, ein fiir das Vorhaben bestimmtes Konto einzurichten und auf diesem alle fiir die Durchfiihrung
des Vorhabens erforderlichen Finanzierungsmittel bereitzustellen.

2.6 Der Auftraggeber verpflichtet sich, Auftrige liber saimtliche Liefer ungen und Leistungen, die mit dem Vorhaben in Verbindung
stehen, erst nach Abstimmung mit dem beauftragten Architekten und dem Auftragnehmer zu vergeben sowie keine Wechsel auszu-
stellen, keine Abtretungen vorzunehmen und keine Forderungen anzuerkennen.
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2.7 Der Auftraggeber verpflichtet sich, spétestens bei Baube ginn eine Bauherrenhaftpflicht-, eine Bauwesen- sowie eine Feuer- und
Sturmschadenversicherung abzuschlieBen und bei unbaren Eigenleistungen eine Anzeige bei der landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaft vorzunehmen.

3. Vergiitung
3.1 Fiir die Leistung nach Nummer 1 dieses Vertrages erhdlt der Auftragnehmer vom Auftraggeber bei Bewilligung der beantragten Zuwen-

dung eine Betreuungsgebiihr. Die Betreuungsgebiihr setzt sich zusammen aus dem Zuschuss gem. o. g. Richtlinie sowie aus einem
Eigenbetrag des Auftraggebers von mindestens 1 % des forderfahigen Investitionsvolumens. Der Zuschuss ist wie folgt gestaffelt:

- biszu 150.000 Euro bauliches Investitionsvolumen: max. 4.500 Euro,
- iber 150.000 Euro bis 250.000 Euro bauliches Investitionsvolumen: max. 5.500 Euro,
- 1iber 250.000 Euro bis 500.000 Euro bauliches Imvestitionsvolumen: max. 8.000 Euro,
- iber 500.000 Euro bauliches Investitionsvolumen: max.  10.500 Euro.

Davon erhélt der Auftragnehmer vom Auftraggeber

- bei Bewilligung der Baumafinahme 20 %
- bei Baubeginn 40 %
- nach Vorlage des Verwendungsnachweises 20 %
- nach Priifung des Verwendungsnachweises 20 %

3.2 Wird der eingereichte Forderantrag durch die Bewilligungsstelle abgelehnt, so sind die bis dahin erbrachten Leistungen des Auf-
tragnehmers durch den Auftraggeber abzugelten.

4. Zusitzliche Leistungen des Auftragnehmers
Uber den Umfang nach Nummer 1 dieses Vertrages hinaus vereinbarte Betreuungsleistungen iibernimmt der Auftragnehmer fol-

gende zusitzliche Leistungen:

(Euro)

(Euro)

(Euro)

5. Rechnungslegung und -begleichung

5.1 Die Rechnungslegung fiir die jeweiligen Teilleistungen erfolgt nach Erbringung derselben durch den Auftragnehmer, jeweils zzgl.
gesetzlicher Mehrwertsteuer.

5.2 Der Auftraggeber begleicht die nach den Nummern 1 und 4 erbrachten Leistungen des Auftragnehmers unmittelbar nach Rech-
nungslegung, auch wenn

a) beantragte Zuwendungen nicht oder noch nicht im wllen Umfang bewilligt wurden,
b) sonstige vorgesehene Finanzierungsmittel nicht zur Verfiigung stehen,
c) das Investitionsvorhaben aus sonstigen Griinden nicht zur Durchfiihmng kommt.
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6. Auftragserweiterung
Sollen dem Auftragnehmer nach Abschluss dieses Vertrages weitere Leistungen iibertragen werden, so ist ein gesonderter Vertrag abzu-
schlieflen.

7. Kiindigung

Dieser Vertrag ist entsprechend den gesetzlichen Regelungen kiindbar. Eine Kiindigung nach erfolgter Bewilligung des zugrunde lie-
genden Forderantrages verdndert die Bewilligungsvoraussetzungen und ist bei der Bewilligungsstelle anzuzeigen. Bis zur Kiindigung
erbrachte Leistungen des Auftragnehmers sind durch den Auftraggeber zu vergiiten, ggf. sind Teilleistungen zu berechnen. Nummer 3.2
dieses Vertrages bleibt hiervon unberiihrt.

8. Vollmacht

Der Auftraggeber erteilt dem Auftragnehmer hiermit die fiir die Durchfiihrung des Vorhabens notwendigen Vollmachten. Der Auftrag-
nehmer hat das Recht, Unter vollmacht zu erteilen. Der Auftraggeber bevollméchtigt den Auftragnehmer hiermit auch zur Entgegen-
nahme von Schriftstiicken und Bescheiden sowie zur Beantwortung derselben, auch, wenn diese dem Datenschutz unterliegen.

9. Haftung

Die Haftung des Auftragnehmers richtet sich nach den hierfiir geltenden gesetzlichen Bestimmungen.

10. Datenschutz

Der Auftraggeber wird darauf hingewiesen, dass die zur Durchfithrung des Vorhabens notwendigen Daten unter Einhaltung des Daten-
schutzes durch den Auftragnehmer gespeichert werden.

11. Schlussbestimmung

Anderungen, Erginzungen und Nebenabreden zu diesem Vertrag bediirfen der Schriftform.

Unterschrift des Auftraggebers Unterschrift des Auftragnehmers
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Anlage 4

Ubernahme von Biirgschaften

Fiir Kapitalmarktdarlehen, die zur Sicherstellung der Gesamt-
finanzierung der férderungsfdhigen Investitionen erforderlich
sind, konnen anteilige modifizierte Ausfallbiirgschaften von den
Lindern tibernommen werden, soweit das Darlehen nicht durch
bankiibliche Sicherheiten gedeckt und mit der Zahlung der ver-
traglich vereinbarten Zins- und Tilgungsleistungen gerechnet
werden kann.

Der Bund iibernimmt hierfiir befristet bis zum 31. Dezember
2013 mit gesonderter Erkldrung eine Garantie von 60 %.

Biirgschaften konnen nur fiir Darlehen iibenommen werden, die
bei Antragstellung auf Biir gschaftsiibernahme noch nicht

gewidhrt oder verbindlich zugesagt worden sind. Eine Darle-

henszusage unter dem ausdriicklichen ~Vorbehalt der Biir g-
schaftsgewdhrung ist unschédlich.

Die Biirgschaften decken hochstens 70 % des Ausfalls an der
Hauptforderung, den marktiiblichen Zinsen sowie den Kosten
der Kiindigung und Rechtswerfolgung, fiir die Kosten jedoch nur
bis zu 2 % des Biirgschaftshochstbetrages fiir die Hauptforde-
rung. Ab Eintritt des Verzuges des Kreditnehmers ist der Zins-
satz in die Biirgschaft einbezogen, der gegeniiber dem Kredit-

nehmer als Schadensersatzanspruch geltend gemacht w erden
kann. Die Hohe des Schadensersatzanspr uches ist auf den
Basiszinssatz nach § 247 des Biir ~ gerlichen Gesetzbuches
zuziiglich 5 % p. a. begrenzt, es sei denn, im Schadensfall wird
ein hoherer Ersatzanspruch nachgewiesen. In keinem Fall darf
jedoch der vertraglich vereinbarte und von dem biirgenden Land
gebilligte Regelzinssatz {iberschritten w erden. Sonstige Ver-
zugsschidden, Zinseszinsen, Stundungszinsen, Provisionszinsen,
Strafzinsen, Uberziehungszinsen, Bearbeitungsgebiihren und
Priifungskosten sind von der Biirgschaft nicht erfasst und diirfen
auch nicht mittelbar gegeniiber dem biirgenden Land in dieAus-
fallberechnung einbezogen werden. Der Selbstbehalt der Haus-
banken betragt mindestens 30 %; er darf nicht gesonder t oder
vorrangig besichert oder auf Dritte {ibertragen werden.

4.

Der Darlehensnehmer hat eine marktiib liche Provision (ein-
schlieBlich Risikoentgelt) fiir die Gewédhrung der Biirgschaft zu
entrichten und so w eit wie moglich Sicherheiten - v orrangig
Grundpfandrechte - zur Verfiigung zu stellen. Dies gilt auch,
wenn er nachtréiglich dafiir geeignetesVermogen erlangt. Zu den
Sicherheiten, die vor Feststellen des Ausfalls zu verwerten sind,
gehdren auch etwaige fiir das Darlehen gegebene Biirgschaften
Dritter. Bei haftungsbeschrankenden Rechtsformen ist Voraus-
setzung fiir die Vergabe einer Ausfallbiirgschaft, dass alle Gesell-
schafter, die einen w esentlichen Einfluss auf den Darlehens-
nehmer ausiiben konnen, fiir das Darlehen mithaften, zumindest
aber eine selbstschuldnerische Biir gschaft in Darlehenshéhe
abgeben.

S.

Die Verbiirgung von Haushaltsmitteln des Bundes sowie die Uber-
nahme von Biirgschaften in Sanierungsfillen sind ausgeschlossen.
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Technische Baubestimmungen
- Fassung September 2010 -"

Bekanntmachung des Ministeriums
fiir Infrastruktur und Landwirtschaft
Vom 7. Juni 2011

1 Aufgrund des § 3Absatz 3 der Neufassung der Brandenbur-
gischen Bauordnung vom 17. September 2008 (GVBI. I
S. 226) werden die in der Liste derTechnischen Baubestim-
mungen enthaltenen technischen Re geln als Technische
Baubestimmungen eingefiihrt. Hiervon ausgenommen sind
die Abschnitte in den technischen Re geln iiber Priifzeug-
nisse.

1.1 Die Liste der Technischen Baubestimmungen kann unter
www.mil.brandenburg.de, Mentipunkte: Planen & Bauen >
Bautechnik > Aktuelles > Technische Baubestimmungen ab-
gerufen werden.

2 Beziiglich der in dieser Liste genannten Nor men, anderen
Unterlagen und technischen Anforderungen, die sich auf
Produkte beziehungsweise Priifverfahren beziehen, gilt, dass
auch Produkte beziehungsweise Priifverfahren angewandt
werden diirfen, die Normen oder sonstigen Bestimmungen
und/oder technischen Vorschriften anderer EU-Mitglied-
staaten und weiterer Vertragsstaaten des Europdischen Wirt-
schaftsraums (EWR) sowie der Schweiz und der Tiirkei®
entsprechen, sofern das geforderte Schutzniveau in Bezug
auf Sicherheit, Gesundheit und Gebrauchstauglichkeit glei-
chermalflen dauerhaft erreicht wird.

Sofern fiir ein Produkt ein Ubereinstimmungsnachveis oder
der Nachweis der Verwendbarkeit, zum Beispiel durch eine
allgemeine bauaufsichtliche Zulassung oder ein allgemeines
bauaufsichtliches Priifzeugnis, vorgesehen ist, kann von ei-
ner Gleichwertigkeit nur ausgegangen werden, wenn fiir das
Produkt der entsprechende Nachw eis der Verwendbarkeit
und/oder Ubereinstimmungsnachweis vorliegt und das Pro-
dukt ein Ubereinstimmungszeichen trigt.

3 Priifungen, Uberwachungen und Zertifizierungen, die von
Stellen anderer EU-Mitgliedstaaten und weiterer Vertrags-
staaten des Europdischen Wirtschaftsraums (EWR) sowie
der Schweiz und derTiirkei® erbracht werden, sind ebenfalls
anzuerkennen, sofern die Stellen aufgrund ihrer Qualifika-
tion, Integritdt, Unparteilichkeit und technischen Ausstat-
tung Gewihr dafiir bieten, die Priifung, Uberw achung be-
ziehungsweise Zertifizierung gleichermaflen sachgerecht
und aussagekriftig durchzufiihren.

Y Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG iiber ein Infor mationsver-
fahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (in der ak-
tuellen Fassung abrufbar im Internet unter www.eur-lex.europa.eu) sind be-
achtet worden.

2 Schweiz seit Miérz 2008 auf der Gundlage eines Abkommens der gegenseiti-
gen Anerkennung (MRA); Tiirkei auf der Gr undlage der Entscheidung
2006/654/EG; zum EWR gehoren die EU-Mitgliedstaaten und Norvegen, Is-
land, Liechtenstein

Die Voraussetzungen gelten insbesondere als erfiillt, wenn
die Stellen nach Artikel 16 der Richtlinie 89/106/EWG fiir
diesen Zweck zugelassen sind.

4 Diese Bekanntmachung tritt am Tag nach der Veroffentli-
chung in Kraft.

5 Mit dem Inkrafttreten dieser Bekanntmachung tritt die Be-
kanntmachung der Technischen Baubestimmungen - F as-
sung September 2009 - vom 31. Mai 2010 (ABI. S. 1297)
aufler Kraft.

Einfiihrung technischer Regelwerke
fiir das Straflenwesen im Land Brandenburg

Vermeidung von Schiden an Fahrbahndecken aus
Beton infolge von Alkali-Kieselséiure-Reaktion

Runderlass des Ministeriums fiir Infrastruktur
und Landwirtschaft,
Abteilung 4, Nr. 7/2011 - Verkehr

Sachgebiet 04.4: Stralenbefestigungen; Bauweisen

06.1: Stralenbaustoffe; Anforderungen,
Eigenschaften
06.2: Straflenbaustoffe; Qualititssicherung
Vom 18. Mai 2011

Der Runderlass richtet sich an

- die StraBenbaubehorde des Landes Brandenburg,
- die Landkreise, die kreisfreien Stidte sowie die kreisange-
horigen Stidte und Gemeinden des Landes Brandenbur g.

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Stralenbau Num-
mer 12/2006 vom 17. Mai 2006 hat das Bundesministerium fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung Re gelungen zur Vermei-
dung von Schéden an Fahrbahndecken aus Beton infolge v on
Alkali-Kieselsdure-Reaktion an Bundesfer nstralen bekannt
gegeben.

Diese Regelungen wurden mit Runderlass des Ministeriums fiir
Infrastruktur und Raumordnung, Abteilung 5, Nummer 18/2006 -
Stralenbau vom 16. Juni 2006 (ABI. S. 474) fiir Bundesfer n-
und Landesstraflen eingefiihrt sowie flir die im Zustindigkeits-
bereich der Landkreise, kreisfreien Stidte sowie der kreisange-
horigen Stadte und Gemeinden des Landes Brandenbug liegen-
den Straflen zur Anwendung empfohlen. Die Regelungen gelten
unverédndert fort.

Gemil dem Landesor ganisationsgesetz vom 24. Mai 2004
(GVBIL. I S. 186), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
19. Dezember 2008 (GVBI. I S. 367, 368) gedndert worden ist,
wird die Geltungsdauer des Runderlasses des Ministeriums fiir
Infrastruktur und Raumordnung, Abteilung 5, Nummer 18/2006 -
Stralenbau bis zum 16. Juni 2016 verlangert.


http:www.eur-lex.europa.eu
www.mil.brandenburg.de
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Einfiihrung technischer Regelwerke
fiir das Straflenwesen im Land Brandenburg
- Nebenanlagen -

Empfehlungen fiir Rastanlagen an Strafien - ERS

Runderlass des Ministeriums fiir Infrastruktur
und Landwirtschaft,
Abteilung 4, Nr. 9/2011 - Verkehr
Sachgebiet 09.1: Nebenbetriebe, Verfahrensrichtlinien
09.2: Planung und Bau
Vom 24. Mai 2011

Der Runderlass richtet sich an
- die StraBenbaubehorde des Landes Brandenburg.
Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Stralenbau (ARS) Num-

mer 2/2011 vom 2. Mérz 2011 hat das Bundesministerium fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die Empfehlungen fiir Rast-

anlagen an Strafien (ERS) bekannt ge geben. Die ERS wurden
von der F orschungsgesellschaft fiir Stralen- und  Verkehrs-
wesen e. V. im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und den Stralenbauverwal-
tungen der Lénder erarbeitet und abgestimmt. In diesem Zusam-
menhang wurden die Allgemeinen Rundschreiben Stralenbau
Nummer 17/1981 vom 10. August 1981, Nummer 12/1986 vom
24. Februar 1986, Nummer 11/1995 vom 10. Mérz 1995, Num-
mer 29/1996 vom 22. August 1996 sowie die Vorldufigen Hin-
weise zu den Richtlinien fiir Rastanlagen an Straflen beziliglich
Autobahnrastanlagen vom 18. Oktober 1999 aufgehoben.

Die ERS behandeln die Bedarfsplanung, die Standotermittlung
fiir neue Rastanlagen, den stralenbaulichen Entwurf und die
Ausstattung von Rastanlagen. Die Erfahrungen zu den Regelun-
gen fiir die Beleuchtung von unbewirtschafteten Rastanlagen im
Kapitel 9.4 sind sorgfiltig zu erfassen.

Hiermit werden die Empfehlungen fiir Rastanlagen an Strafen
(ERS), Ausgabe 2011 mit Ausnahme des Kapitels 7 (Hochbau-
ten) fiir den Bereich der Bundesfemstrafen eingefiihrt.
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Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Neubau eines BHKW im
Heizhaus Falkensee in 14612 Falkensee,
Finkenkruger Strafie 80/82

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. Juli 2011

Die Firma e.distherm Wérmedienstleistungen GmbH, Am Ka-
nal 2 - 3 in 14467 Btsdam beantragt die Genehmigung nach § 4
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) am Standott
im Landkreis Ha velland, in 14612 F alkensee, Finkenkruger
Strale 80/82, Gemarkung Falkensee, Flur 38, Flurstiick 466/80
im Heizhaus Falkensee ein BHKW zu errichten und zu betrei-
ben.

Es handelt sich dabei um eineAnlage der Nummer 1.4 b) aa) der
Spalte 2 des Anhanges der Vierten Verordnung iiber genehmi-

gungsbediirftige Anlagen (4. BimSchV) sowie um ein Vorhaben

der Nummer 1.3.1 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes liber die

Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ in Verbindung mit § 3¢ UVPG war fiir das beantragte
Vorhaben eine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugunde liegenden Unter-
lagen kdonnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer (03 32 01) 44 2 - 4 86 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 8ts-
dam/OT GroB Glienicke eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002

(BGBL. 1S.3830), zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes v om
1. Miérz 2011 (BGBI. I S. 282) geéndett.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der F assung der Bekanntmachung
vom 14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt durch  Artikel 5
Absatz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. I
S. 1643) geédndert.

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung v om 25. Juni 2005 (BGBI. I
S. 1757), zuletzt durchArtikel 3 der Verordnung vom 18. Mai 2011
(BGBI. I S. 892) geéndert.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens der UVP-Pflicht
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
von zwei Verbrennungsmotoranlagen (BHKW)
in 16727 Velten

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. Juli 2011

Die Stadtwerke Velten GmbH, Viktoria Strafle 12 in 16727 Vel-
ten beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG), im Landkreis Oberhavel, Ge-
meinde Velten; Gemarkung Velten, Flur 11, Flurstiick 2/1 zwei
Verbrennungsmotoranlagen (BHKW) zu er richten und zu be-
treiben.

Es handelt sich dabei umAnlagen der Nummern 1.4 b) aa) Spal-
te 2 und 1.4 b) bb) Spalte 2 des Anhanges der Vierten Verord-
nung iiber genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) so-
wie um ein Vorhaben der Nummern 1.3 Spalte 2 der Anlage 1
des Gesetzes iiber die Umweltvertréiglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Be ginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstiandig anfechtbar Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugunde liegenden Unter-
lagen konnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer (03 32 01) 4 42 - 4 86 wihrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 Bts-
dam/OT Grof3 Glienicke eingesehen werden.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle
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Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb
einer Anlage zur Behandlung und zeitweiligen
Lagerung gefihrlicher und nicht gefihrlicher

Abfille im Gewerbegebiet in 14641 Nauen

Bekanntmachung des Landesamtes fir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. Juli 2011

Der Firma Hans Schmidt GmbH & Co., Miihltalstraf3e 24 in
90766 Fiirth wurde die Genehmigung gemal § 4 Absatz 1 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem
Grundstiick Zu den Luchbergen 24 - 36, in 14641 Nauen, eine
Anlage zur Behandlung und zeitweiligen Lagerung gefahrlicher
und nicht gefahrlicher Abfélle zu errichten und zu betreiben.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz lie gt
mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in
der Zeit vom 14.07.2011 bis 28.07.2011 im Landesamt fiir Um-
welt, Gesundheitund Verbraucherschutz, Regionalabteilung
West, Genehmigungsverfahrensstelle, Seeburger Chaussee 2 in
14476 Potsdam/OT Grof3 Glienicke, Zimmer 328, und in der
Stadtverwaltung Nauen, Rathaus, 1. Etage, vor dem Zimmer 14,
Rathausplatz 1 in 14641 Nauen wihrend der Dienststunden zur
Einsicht aus und kann eingesehen werden.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach dessen
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch ein-
gelegt werden.

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung West, Ge-
nehmigungsverfahrensstelle, Postfach 60 10 61, 14410 Btsdam,
zu richten.

Zur Niederschrift kann der Widerspruch beim Landesamt fiir
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabteilung
West, Genehmigungsverfahrensstelle, Seeburger Chaussee 2,
14476 Potsdam OT Grof} Glienicke, Haus 3, eingelegt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBL. I S. 3830), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetz
vom 1. Mérz 2011 (BGBI. I S. 282)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai

1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndet durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23.0ktober 2007 (BGBIL. I S. 2470)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
eines Schrottplatzes am Hafen Wustermark
in 14641 Wustermark

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. Juli 2011

Die Firma BEHALA Berliner Hafen- und Lagerhausgeselbchaft
mbH, Westhafenstrale 1 in 13353 Berlin, beantragt die Geneh-
migung nach § 4 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchG), am BinnenhafenWustermark in der Gemarkung
Waustermark, (Landkreis Havelland), Flur 2, Flurstiick 248,
einen Anlagenkomplex, bestehend aus

- einer Anlage zum Be- oder Entladen von Schiittgiitern, die
im trockenen Zustand stauben kénnen,

- einer Anlage zum Umschlagen von nicht gefdhrlichen Ab-
fallen,

- einer Anlage zur zeitweiligen Lagerung von nicht gefahr-
lichen Abféllen und einer

- Anlage zur zeitweiligen Lagerung von Eisen- oder Nichtei-
senschrotten, einschlieBlich Autowracks (Schrottplatz),

zu errichten und zu betreiben.

Bei dem Schrottplatz handelt es sich um eine Anlage der Num-
mer 8.9 b, Spalte 2 des Anhanges der Verordnung iiber geneh-
migungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorha-
ben der Nummer 8.7.2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Um-
weltvertriglichkeitsprifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war hierfiir eine standortbezogene Vorpriifung
des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Be ginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbsténdig anfechtbar Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugunde liegenden Unter-
lagen konnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer (03 32 01) 4 42 - 4 86 wiahrend der Dienst-
zeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
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schutz, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Bts-
dam/OT Grof3 Glienicke, eingesehen werden.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Entwurf einer nachtriglichen Anordnung
fiir eine Anlage zur Haltung und getrennten Aufzucht
von Ferkeln in 15837 Baruth/Mark OT Petkus/
Charlottenfelde

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. Juli 2011

Die Firma Van Dijck Ferkelproduktion GmbH, Janick endorf,
Alte HauptstraBle 62 in 14947 Nuthe-Urstromtal, die auf dem
Grundstiick in 15837 Baruth/Mark OT Petkus/Charlottenfel-
de, Gemarkung Charlottenfelde, Flur 2, Flurstiick 127 eine
Ferkelaufzuchtanlage betreibt, soll im Wege einer nachtrig-
lichen Anordnung gemél § 17 Absatz 1 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG) verpflichtet werden, den der-
zeitigen Betrieb der Anlage durch geeignete technische oder or-
ganisatorische Mafinahmen so zu dndem, dass die von der Anla-
ge insgesamt ausgehenden Geruchsemissionen an den Immis-
sionsorten Charlottenfelde Nr. 2, Charlottenfelde Nt 3 und Char-
lottenfelde Nr. 6 den Immissionswert von jeweils 0,17 (Zusatz-
belastungswert, angegeben als relative Hiufigkeiten von Ge-
ruchsstunden) nicht liberschreitet. Der festgesetzte Immissions-
wert gilt in Verbindung mit den Verfahren zur Ermittlung der
KenngroBen fiir die Geruchsimmissionen, die in der Ger uchs-
immissions-Richtlinie - GIRL beschrieben sind.

1. Auslegung

Der Entwurf der nachtraglichen Anordnung wird einen Monat
vom 14.07.2011 bis einschlieBlich 15.08.2011 im Landesamt
fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, Regionalabtei-
lung Siid, Anlagen- und Umweltiiberwachung Region Siid 2,Am
Baruther Tor 12 in 15806 Zossen O T Wiinsdorf, Zimmer 103
ausgelegt und kann dort wihrend der Dienststunden eingesehen
werden.

II. Einwendungen

Einwendungen gegen den Entwurf der nachtrdglichen Anord-
nung konnen wihrend der Einwendungsfrist vom 14.07.2011
bis einschliefilich 29.08.2011 schriftlich bei der vorgenannten
Stelle erhoben werden. Einwendungsbefugt sind Personen, de-
ren Belange durch die nachtriglicheAnordnung beriihrt werden,
sowie Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 Absatz 1
oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfiillen.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privat-rechtlichen Titeln
beruhen.

I11. Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhnli-
che Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BiImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBL.IS. 3830), das zuletzt durchArtikel 3 des Gesetzes vom
1. Mérz 2011 (BGBI. I S. 282) gedndert worden ist.

Geruchsimmissions-Richtlinie - GIRL - in der F assung vom
29. Februar 2008 und einer Egénzung vom 10. September 2008
(http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/5lbm1.c.119
088.de)

Gesetz iiber ergéinzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Um-
weltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG (Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG) vom 7. Dezember 2006
(BGBI. I S. 2816), das zuletzt durch Artikel 11a des Gesetzes
vom 11. August 2010 (BGBI. I S. 1163) geédndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Anlagen- und Umweltiiberwachung Region Siid 2

Genehmigung fiir die Errichtung und
den Betrieb von sieben Windkraftanlagen in
15913 Mirkische Heide, OT Biebersdorf

Bekanntmachung des Landesamt fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. Juli 2011

Der Firma Windpark Biebersdorf GmbH, Gar tengasse 8 in
15913 Mairkische Heide OT GroB Leine wurde die Neugeneh-
migung gemaf} § 4Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchQG) erteilt, auf den Grundstiicken in der Gemarkung
Biebersdorf, Flur 4, Flurstiicke 8, 15, 29/2, 62/4, 66/1 und 81 so-
wie Flur 3 Flurstiick 122 sieben Windkraftanlagen zu errichten
und zu betreiben.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von sieben Windkraftanlagen des Typs Vestas V 90 mit
einem Rotordurchmesser von 90 m und einer Nabenhdhe v on
125 m. Die Leistung soll 2 MW, je Anlage betragen.

Das Vorhaben unterlag einer Umw eltvertraglichkeitspriifung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

In der Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutz-
gesetz ist iiber alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen
entschieden worden.
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Auslegung

Die Genehmigung liegt mit einer Ausfertigung der genehmigten
Antragsunterlagen in der Zeitvom 14.07.2011 bis zum 27.07.2011
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-
Schon-Stralle 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 und bei der
Gemeinde Mirkische Heide, O T Grof3 Leuthen, Bauamt,
Schlossstrafle 13 a in 15913 Markische Heide, in der Stadt Liib-
ben, Bauamt, Poststralle 5 in 15907 Liibben sowie im Amt Lie-
berose, Verwaltungsstelle Straupitz, Hauptamt, Zimmer 6,
Kirchstrale 11 in 15913 Straupitz zur Einsichtnahme wihrend
der Dienststunden aus.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den Ein-
wendern und auch gegeniiber Dritten, die keine Einwendung er-
hoben haben, als zugestellt.

Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung konnen der Bescheid
und seine Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist
von den Personen, die Einw endungen erhoben haben, beim

Landesamt fiir Umw elt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Post-
fach 10 07 65, 03007 Cottbus schriftlich angefordert werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Zustellung Widerspruch erhoben w erden. Der
Widerspruch ist beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Siid, Von-Schon-Strafie 7
in 03050 Cottbus schriftlich oder miindlich zur Niederschrift
einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnli-
che Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBI. I S. 3830), das zuletzt durchArtikel 3 des Gesetzes vom
1. Mérz 2011 (BGBI. I S. 282) geédndert worden ist.

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), die zuletzt durchArtikel 4 des Gesetzes
vom 23. Oktober 2007 (BGBI. I S. 2470) gednder t worden ist.

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. August 2010
(BGBI.IS. 1163) gedndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,Ersatzneubau von 5 Masten
der 110-kV-Freileitung Schonefeld-Nord*

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 24. Juni 2011

Die E.ON edis AG, Woldeforster Stral3e 6 in 17109 Demmin,
plant zwecks Ertiichtigung der vorhandenen Leitung den Ersatz-
neubau von 5 Masten.

AufAntrag der E.ON edisAG hat das Landesamt fiir Begbau,
Geologie und Rohstoffe eine standor tbezogene Vorpriifung
des Einzelfalls geméB § 3¢ Absatz 1 Satz 2 UVPG in Verbin-
dung mit Nummer 19.1.4 Spalte 2 derAnlage 1 UVPG durch-
gefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Gundlage der vom Vorhabens-
trager vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Diese Entscheidung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschlieBlich Kartenmaterial konnen nach vor-
heriger telefonischer Anmeldung (03 55/4 86 40 - 5 85) wihrend
der Dienstzeiten im Landesamt fiir Begbau, Geologie und Roh-
stoffe, Dez. 32, Inselstralle 26, 03046 Cottbus, eingeschen wer-
den.

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 24. Februar 2010
(BGBL.IS. 94), gedndett durch Artikel 11 des Gesetzes vom
11. August 2010 (BGBI. I S. 1163)

- Gesetz iiber die Elektrizitits- und Gasversorgung (Energie-
wirtschaftsgesetz -EnWG) vom 7. Juli 2005 (BGBI. 1 S1970,
3621), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes v om
7.Mirz 2011 (BGBI. I S. 338)
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BEKANNTMACHUNGEN DER K_ﬁRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Anderung der Satzung der Stiftung
»Einstein Forum*

Vom 10. Dezember 2010

Das Kuratorium der Stiftung ,,Einstein Forum® hat am 10. De-
zember 2010 gemaB § 7 Absatz 6 Satz 3 in Verbindung mit § 16
Absatz 2 Satz 1 der Satzung die nachfolgende Satzungsénde-
rung beschlossen.

Das Ministerium flir Wissenschaft, Forschung und Kultur hat die
Satzungsédnderung am 3. Januar 2011 genehmigt.

Artikel 1

Die Satzung der Stiftung ,,Einstein Forum* wird wie folgt gedn-
dert:

1. § 3 wird wie folgt gefasst:

»§3
Gemeinniitzigkeit

Die Stiftung v erfolgt unmittelbar und ausschlieBlich ge-
meinniitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,,Steuer-
begiinstigte Zwecke* der Abgabenordnung. Sie ist selbstlos
tatig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke. Mittel der Stiftung diirfen nur fiir die satzungs-
méfigen Zwecke verwendet werden. Es darf keine Person
durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind,
oder durch unverhdltnisméifBig hohe Vergilitungen begiinstigt
werden. Der Vorstand der Stiftung kann eine angemessene
Vergiitung erhalten.*

2. § 16 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

,»(4) Bei Auflosung oder Aufhebung der Korperschaft oder
bei Wegfall steuerbegiinstigter Zwecke fillt das Vermogen
an das Land Brandenburg, das es unmittelbar und ausschlief3-
lich fiir die Férder ung von Wissenschaft und Forschung zu
verwenden hat.

Artikel 2

Diese Satzungsdnderung tritt mit Genehmigung durch das
Ministerium fiir Wissenschaft, Forschung und Kultur in Kraft.

Versorgungswerk der Rechtsanwiélte in Brandenburg

Zweite Wahlbekanntmachung
des Wahlausschusses fiir die Durchfiihrung
der Wahl zur Vertreterversammlung
des Versorgungswerkes der Rechtsanwiilte
in Brandenburg gemiifl § 9 Absatz 5 der Wahlordnung
fiir die Vertreterversammlung des Versorgungswerkes
der Rechtsanwiilte in Brandenburg

Vom 27. Juni 2011

Fiir die Wahl zur Vertreterversammlung hat der Wahlausschuss
folgende Wahlvorschldge und Bewerber zugelassen:

Liste Nr. 1, Kennwort ,,Transparenz*:

Stephan Hoff

Jens Frick

Henry Endler
Juliane Bohm

Dirk Ulrich Magerl
Sven Bartholdtsen
Nicole Franz

Axel Fachtan

9. Susanne Nettesheim
10. Thomas Elfenhardt
11. Jens-Olaf Zanker
12. Jana Heinrich

13. Dirk Schommert

14. Lars Rauer

15. Andreas Vieth

16. Stefan Reiter

17. Frank Hocke

18. Gunter Knierim

19. Uwe Block

20. Tabea Gerlach

21. Dierk Heyse

22. Silke Nitschke

23. Antje Hagen

24. Christian Marschner
25. Dr. Dr. Bernd Hesse
26. Marcel Peters

27. Sven Uwe Wiederhoft

PN R BN =

Liste Nr. 2, Kennwort ,,Fontane I*:

1. Dr. Bert Stresow
2. Renate Zimmer
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Astrid Schmeller
Jens Daumel

Dr. Ines Weidemann
Thomas Jung
Angela Giinther
Peter Uhlmann
Karen Lange

. Andreas Lau
11.
12.
13.
14.
15.
16.
17.
18.
19.

Thomas DreBig
Alexander Dauer
Malte Voth

Delphin Holzendorf
Dr. Sibylle Bock
Martin Ruthmann
Marianne Rehda
Volker Liibke

Anja Becker
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20. Jens Krautz

21. Detlef Meyer

22. Nadine Mentler

23. Stefan Bohme

24. Kristin Schenk

25. Gabriele Hofmann

26. Jutta-Brigitte Burmeister
27. Dorén Krauskopf

Brandenburg an der Havel, den 27. Juni 2011

Der Wahlausschuss
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend verdffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spéter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens imTermin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der F eststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei deiVer-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. So weit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckméBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspr uchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 Z\G mithaftenden Zubehors ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufthebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht deVer-
steigerungserlds an die Stelle des v ersteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 2. August 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von
Frankfurt (Oder) Blatt 14649 cingetragene Wohnungseigen-
tum, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1;  69,94/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick der Gemarkung F rankfurt (Oder), Flur 13,
Flurstiick 76, Gebdude- und F reifliche, August-
Bebel-Str. 6 f, Grofie: 1.406 nv;
verbunden mit dem Sondereigentum an der 3-ZimmerWohnung
mit ca. 84,04 m* im zweiten Obergeschoss und dem Keller mit
ca. 4,55 m? in der August-Bebel-Str. 6 f; Nr. W 4 des Auftei-
lungsplanes. Es besteht ein Sondernutzungsrecht an dem Pkw-
Stellplatz im Freien, im Aufteilungsplan mit ST W 4 bezeichnet.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Blatter 14642 bis 14655); der hier eingetragene Miteigentums-
anteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen geho-
renden Sondereigentumsrechte beschrankt.
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.07.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 69.000,00 EUR.

Nutzung: Eigentumswohnung mit ca. 84 nr.
Postanschrift: August-Bebel-Str. 6 f, 15234 F rankfurt (Oder).

Im Termin am 19.10.2010 ist der Zuschlag ‘ersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalvertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen b leibenden
Rechte 7/10 des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 3 K 220/09

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 9. August 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Gr undbuch von Wolters-
dorf Blatt 3658 ecingetragenen Grundstiicksanteile, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Woltersdorf, Flur 3, Flurstiick 1396,
Gebéude- und Freifldche, Am Sportplatz 20, GroBe:
405 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
14.10.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 134.000,00 EUR (insgesamt).

Nutzung: Einfamilienwohnhaus (Doppelhaushilfte).
Postanschrift: Am Sportplatz 20, 15569 Woltersdorf.
Geschifts-Nr: 3 K 197/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 25. August 2011, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die in den Wohnungsgrund-

biichern von Neuendorf im Sande Blatt

a) 304; b) 305; ¢) 306

eingetragenen Wohnungseigentiimer, Bezeichnung gemif

Bestandsverzeichnis:

zZu a)

Ifd. Nr. 1, 31/100stel Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Flur 2, Flurstiick 295, Berk enbriicker Weg/Neuen-
dorf 13, 14, GroBe: 695 qm
verbunden mit dem Sondereigentum an der Woh-
nung im Erdgeschoss, im Aufteilungsplan gelb ge-
kennzeichnet
Sondernutzungsrechte sind eingerdumt an dem im
Aufteilungsplan gelb gekennzeichneten Kfz-Stell-
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platz und an der imAufteilungsplan gelb schraffier-
ten Gartenflache

zub)

Ifd. Nr. 1, 28/100stel Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Flur 2, Flurstiick 295, Berk enbriicker Weg/Neuen-
dorf 13, 14, Grofe: 695 qm
verbunden mit dem Sondereigentum an der Woh-
nung im Erdgeschoss, im Aufteilungsplan griin ge-
kennzeichnet
Sondernutzungsrechte sind eingerdumt an dem im
Aufteilungsplan griin gekennzeichneten Kfz-Stell-
platz und an der imAufteilungsplan griin schraffier-
ten Gartenfldche

zu c)

Ifd. Nr. 1, 41/100stel Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Flur 2, Flurstiick 295, Berk enbriicker Weg/Neuen-
dorf 13, 14, GroBe: 695 qm
verbunden mit dem Sondereigentum an der Woh-
nung im Dachgeschoss, imAufteilungsplan blau ge-
kennzeichnet
Sondernutzungsrechte sind eingerdumt an dem im
Aufteilungsplan blau gekennzeichneten Kfz-Stell-
platz und an der imAufteilungsplan blau schraffier-
ten Gartenfldche

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Gr undbiicher

am

a) 09.05.2007

b) 08.05.2007

¢) 08.05.2007 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemaf § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:

Blatt 304: 87.000,00 EUR

Blatt 305: 79.000,00 EUR

Blatt 306: 81.000,00 EUR.

Postanschrift: Berkenbriicker Weg 13, 14, 15518 Steinhofel,

OT Neuendorf im Sande

Beschreibung:

zua) 3-Raum-Wohnung im Erdgeschoss (ca. 83,46 qm) nebst
Stellplatz

zub) 3-Raum-Wohnung im Erdgeschoss (ca. 76,20 qm) nebst
Stellplatz

zu c¢) unausgebaute 4-Raum-Wohnung im Dachgeschoss (ca.
108,91 qm) nebst Stellplatz

Die Stellplatze sind noch nicht hergerichtet.

Im Termin am 17.09.2009 ist der Zuschlag v ersagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Gmndstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschéft-Nr.: 3 K 95/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 29. August 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von

Frankfurt (Oder) Blatt 12390 eingetragene Wohnungseigen-
tum, Bezeichnung gemifl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 1.545/10000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick:

Flur 60, Flurstiick 58, Gebaude- und Freifliche, Grofle Miillro-
ser-Str. 74, GroBe 611 qm, verbunden mit dem Sondereigentum
an der Wohnung im Erdgeschoss rechts nebst Abstellraum im
Kellergeschoss

Nr. 1.1 des Aufteilungsplanes;

Sondernutzungsrecht: 3 Pkw-Stellplitze bezeichnet im Lage-
plan mit 1.1;

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
09.04.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 35.000,00 EUR.

Postanschrift: Grofle Miillroser Strafie 74, 15232 Fankfurt (Oder)
Geschifts-Nr.: 3 K 63/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 29. August 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser
Chaussee 55, Saal 302, das imWohnungsgrundbuch von Frank-
furt (Oder) Blatt 12393 cingetragene Wohnungseigentum,
Bezeichnung gemédl3 Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, 3.633/10000 Miteigentumsanteil an dem Gundstiick:
Flur 60, Flurstiick 58, Gebaude- und Freiflache, Grofie Mullro-
ser-Str. 74, GroBe 611 gm, verbunden mit dem Sondereigentum
an der Wohnung im Dachgeschoss nebstAbstellraum im Keller-
geschoss Nr. 3 des Aufteilungsplanes;
Sondernutzungsrecht: 1 Pkw-Stellplatz bezeichnet im Lageplan
mit 3;
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.04.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 80.000,00 EUR.

Postanschrift: Grofle Miillroser Stralle 74, 15232 Fankfurt (Oder)
Geschifts-Nr.: 3 K 70/10

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 30. August 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des ~ Amtsgerichts Frankfurt (Oder),

Miillroser Chaussee 55, Saal 302, die im Gr undbuch von

Frankfurt (Oder) Blatt 4513 eingetragenen Teile am Grund-

stiick, Bezeichnung gemédB Bestandsverzeichnis:

1) Teil von Ifd. Nr. 8, Gemarkung F rankfurt (Oder), Flur 24,
Flurstiick 103, Gebaude- und F reiflache, Halbe Stadt 20,
Grofe: 670 m?

2) Teil von Ifd. Nr. 8, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 24,
Flurstiick 104, Gebaude- und F reiflache, Halbe Stadt 20,
Grofe: 8 m?

3) Teil von Ifd. Nr. 8, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 24,
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Flurstiick 117, Gebdude- und F reiflache, Halbe Stadt 20,
Grofe: 497 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.08.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 83.100,00 EUR.

Nutzung: leer stehendes ehemalige Wohn- und Geschéftshaus.
Postanschrift: Halbe Stadt 20, 15230 Frankfurt (Oder).

Im Termin am 03.05.2011 ist der Zuschlag v ersagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Gmndstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr.: 3 K 196/09

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 30. August 2011, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Wohnungsgrundbuch von
Gosen Blatt 1050 eingetragenen Wohnungseigentumsanteile,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1; 29,82/100stel Miteigentumsanteil an den Gr und-
stiick der Gemarkung Gosen, Flur 3,
Flurstiick 595, Gebdude- und F reifliche, Wohnen,
Lindenweg 2 b, Grofle: 267 n¥ und
Flurstiick 599, Gebdude- und F reifliche, Wohnen,
Lindenweg, GroBe: 183 m?;
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 6.2.b
des Aufteilungsplanes; mit Gerdtehaus Nr. 6.2.b des Auftei-
lungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Gosen Blatter 1047 bis 1050).
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den
anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentums-
rechte beschrénkt.
Es besteht ein Sonder nutzungsrecht an dem Pkw-Stellplatz
Nr. 4 des Aufteilungsplanes.
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
09.10.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 75.000,00 EUR (insgesamt).

Nutzung: Eigentumswohnung.
Postanschrift: Lindenweg 2 b, 15537 Gosen-Neu Zittau, (I Go-
sen.

Im Termin am 10.05.2011 ist der Zuschlag v ersagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Gmndstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr.: 3 K 316/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 31. August 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gr  undbuch von
Storkow Blatt 3112 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 24, Flurstiick 49/3, GroBe: 584 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
22.07.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 114.400,00 EUR.

Postanschrift: Lessingstr. 2, 15859 Storkow

Bebauung:

- Wohnhaus, eingeschossig mit ausgebautem Dachgeschoss
- nicht fertig gestellte Garage

Geschifts-Nr.: 3 K 162/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 1. September 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Gr  undbuch von

Frankfurt (Oder) Blatt 4141 ecingetragenen Grundstiicke,

Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. I, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 2, Flurstiick 19,
Gebdude- und Gebdudenebenflachen, Herber  t-
Jensch-Strafie 41, Grofie: 2.226 n?

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 2, Flurstiick 20/1,
Gebdude- und Gebaudenebenflachen, Herber  t-
Jensch-Strafle 41, Grofie: 2.264 nv

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 2, Flurstiick 21/3,
Gebédude- und Gebdudenebenfldachen, Herber  t-
Jensch-Strafle 39, Grofie: 986 m?

Ifd. Nr. 4, Frankfurt (Oder), Flur 2, Flurstiick 21/4, Gebaude-
und Gebdudenebenflichen, Herber t-Jensch-Stra-
Be 39, GroBle: 604 m?

1fd. Nr. 6, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 2, Flurstiick 22/2,
Gebédude- und Gebdudenebenfldchen, Herber  t-
Jensch-Strafie 41, Grofie: 8.170 n??

Ifd. Nr. 7,  Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 2, Flurstiick 16/2,
Gebdude- und Gebdudenebenflachen, Herber t-
Jensch-Strafle 41, Grofie: 17.038 m?

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

18.08.2004 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1: 45.000,00 EUR
1fd. Nr. 2: 50.000,00 EUR
Ifd. Nr. 3: 20.000,00 EUR
Ifd. Nr. 4: 600,00 EUR
Ifd. Nr. 6: 82.000,00 EUR
Ifd. Nr. 7: 375.000,00 EUR

Gruppe Ifd. Nr. 2, 3 und 4: 70.000,00 EUR.
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Postanschrift: Herbert-Jensch-Str. 41, 15234 F rankfurt (Oder)
Bebauung: Geldnde des ehemaligen Schlachthofs

Im Termin am 15.02.2007 ist der Zuschlag v ersagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Gundstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschifts-Nr.: 3 K 183/04

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 1. September 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gr  undbuch von
Gorsdorf (ST) Blatt 323 cingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Gorsdorf, Flur 1, Flurstiick 468, Ge-
biude- und Freifldche, Zum Kutzingsee 4, Grofe:
762 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
02.11.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 9.100,00 EUR.

Postanschrift: 15859 Storkow, OT Gorsdorf, Zum Kutzingsee 4
Beschreibung: unbebautes Grundstiick
Geschifts-Nr.: 3 K 125/10

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 6. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Gr undbuch von Storkow
Blatt 3300 cingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemél
Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, Gemarkung Storkow, Flur 30, Flurstiick 131, Gebéu-
de- und Freiflache, Gewerbeflache, Grofie: 958 m?
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Storkow, Flur 30, Flurstiick 133, Gebau-
de- und F reifliache, westlich der L 361, Grof3e:
2.678 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1: 8.300,00 EUR
Ifd. Nr. 2: 289.000,00 EUR
Gesamtausgebot: 361.000,00 EUR.

Nutzung: Einfamilienhaus und Gewerbehalle (Eigeniiberbau).
Postanschrift: Gewerbestr. 11, 15859 Storkow.
Geschifts-Nr.: 3 K 133/10

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 6. September 2011, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-

roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Steinhofel

Blatt 423 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Be-

standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Steinhdfel, Flur 1, Flurstiick 236, Ge-
baude- und Freiflache, Buchholzer Landstr. 7, Gro-
Be: 57.869 m’

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

26.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 93.000,00 EUR.

Nutzung: ehemaliges Stallgebaude.
Postanschrift: Buchholzer Landstr. 7, 15518 Steinhofel.
Geschifts-Nr.: 3 K 146/10

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 6. September 2011, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-

roser Chaussee 55, Saal 302,

1) die im Wohnungsgrundbuch von Schoneiche Blatt 6655 auf

die Namen:

a) *

b) *

(zu je 1/2 Anteil)

eingetragenen Miteigentumsanteile an dem Wohnungseigentum

Ifd. Nr. 1;  594/100.000stel Miteigentumsanteil an dem Gund-
stiick der Gemarkung Schoneiche, Flur 10, Flur-
stiick 1336, Gebdude- und F  reifliche, Wohnen,
Brandenburgische Str. 147, 149, 151 und Heuveg 64,
68, 69, Grofie: 9.249 nv;

verbunden mit dem Sondereigentum an der im 2. Obeigeschoss

gelegenen Wohnung mit Kellerraum, im Aufteilungsplan mit

Nr. 10.11 bezeichnet.

Das Miteigentum ist beschrinkt durch die zu den anderen Mit-

eigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte, einge-

tragen in den Bléttem 6537 - 6541, 6544 - 6550 und 6610 - 6763

(ausgenommen dieses Blatt). Es ist eine Gebrauchsre gelung

gemal § 15 WEG vereinbart (Sondernutzungsrechte).

2) die im Teileigentumsgrundbuch von Schéneiche Blatt 6720

auf die Namen:

a) *

b) *

(zu je 1/2 Anteil)

eingetragenen Miteigentumsanteile an dem Teileigentum

Ifd. Nr. 1;  127/100.000stel Miteigentumsanteil an dem Gund-
stiick der Gemarkung Schoneiche, Flur 10, Flur-
stiick 1336, Gebaude- und Freiflache, Wohnen, Bran-
denburgische Str. 147, 149, 151 und Heuveg 64, 68,
69, Grofie: 9.249 m’;

verbunden mit dem Sondereigentum an dem in der Tiefgarage

gelegenen Stellplatz, im Aufteilungsplan mit Nr. P47 bezeichnet.

Das Miteigentum ist beschrinkt durch die zu den anderen Mit-

eigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte, einge-

tragen in den Bléttem 6537 - 6541, 6544 - 6550 und 6610 - 6763

(ausgenommen dieses Blatt). Es ist eine Gebrauchsre gelung

gemal § 15 WEG vereinbart (Sondernutzungsrechte).

versteigert werden.
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.06.2010 in Blatt 6655 und am 28.06.2010 in Blatt 6720 ein-
getragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf

1) Blatt 6655: 50.500,00 EUR (insgesamt)

2) Blatt 6720: 5.000,00 EUR (insgesamt).

Nutzung: derzeit vermietete Eigentumswohnung mit Tiefgara-
genstellplatz.

Postanschrift: Heuweg 66, 15566 Schoneiche.

Geschifts-Nr.: 3 K 23/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 7. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Gr  undbuch von
Frankfurt (Oder) Blatt 13605¢ingetragenen Grundstiicke, Be-
zeichnung geméfl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr.: 17, Flur 116, Flurstiick 627, Grofe: 51 gm
Ifd. Nr.: 20, Flur 116, Flurstiick 713, Grofe: 64 qm
Ifd. Nr.: 22, Flur 116, Flurstiick 721,  Grofie: 620 qm
Ifd. Nr.: 24, Flur 116, Flurstiick 723, Grofe: 793 qm
Ifd. Nr.: 26, Flur 116, Flurstiick 145/1, Grofe: 256 qm
Ifd. Nr.: 27, Flur 116, Flurstiick 519, Grofe: 229 qm
Ifd. Nr.: 33, Flur 116, Flurstiick 623, GroBe: 1.017 qm
Ifd. Nr.: 42, Flur 116, Flurstiick 714, GroBe: 1.700 qm
Ifd. Nr.: 42, Flur 116, Flurstiick 793, GroBle:  5.344 qm
Ifd. Nr.: 43, Flur 116, Flurstiick 799, Grofe: 68 qm
Ifd. Nr.: 44, Flur 116, Flurstiick 797, Grofie: 14.011 qm

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.05.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Grundstiicke, Bezeichnung gemif Verkehrswert in EUR
Bestandsverzeichnis
Ifd. Nr.: 17, Flur 116,
Flurstiick 627, Grofe: 51 gm 1,00 EUR
Ifd. Nr.: 20, Flur 116,
Flurstiick 713, GroBe: 64 qm 30,00 EUR
Ifd. Nr.: 22, Flur 116,
Flurstiick 721, GroBe: 620 gqm 13.500,00 EUR
Ifd. Nr.: 24, Flur 116,
Flurstiick 723, Grofe: 793 qm 21.500,00 EUR
Ifd. Nr.: 26, Flur 116,
Flurstiick 145/1, Grofe: 256 qm 3.800,00 EUR
Ifd. Nr.: 27, Flur 116,
Flurstiick 519, Grofe: 229 qm 3.400,00 EUR

Ifd. Nr.: 33, Flur 116,

Flurstiick 623, GroBe: 1.017 gqm 25.500,00 EUR
Ifd. Nr.: 42, Flur 116,

Flurstiick 714, GroBe: 1.700 gm

1fd. Nr.: 42, Flur 116,

Flurstiick 793, Grof3e: 5.344 qm

Ifd. Nr.: 42 Insgesamt: 158.000,00 EUR

Grundstiicke, Bezeichnung geméal Verkehrswert in EUR
Bestandsverzeichnis

Ifd. Nr.: 43, Flur 116,

Flurstiick 799, GroBe: 68 qm 800,00 EUR

Ifd. Nr.: 44, Flur 116,

Flurstiick 797, GroBe: 14.011 gm 308.000,00 EUR
Gesamtausgebot: 535.000,00 EUR.
Lage: Gewerbegebiet im Norden von Frankfurt (Oder) am

Rande der Lebuser Vorstadt.
Bebauung: Transformatorstation im Eigentum der Stadtw erke
Frankfurt (Oder) auf den Flurstiicken 627 und 714.
Geschiifts-Nr.: 3 K 191/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Mittwoch, 7. September 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Gr  undbuch von
Woltersdorf Blatt 4117 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 1, Flurstiick 1685, Gebdude- und F reiflache,
Handel und Dienstleistung, Berliner Str. 94, Grofe:
625 qm,
Ifd. Nr. 2, Flur 1, Flurstiick 1687, Gebédude- und Feifldche, Han-
del und Dienstleistung, Berliner Str., Grofie: 132 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
21.03.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Fiir Grundstiick - Ifd. Nr. 1: ~ 139.000,00 EUR

Fiir Grundstiick - 1fd. Nr. 2: 8.600,00 EUR

Fiir das Zubehor (Be wertungsposition 1 - 53) insgesamt:
27.250,00 EUR.

Postanschrift: Berliner Str. 94, 15569 Woltersdorf

Bebauung:

Grundstiick - Ifd. Nt 1: Restaurantgebéude, eingeschossig, nicht
unterkellert.

Grundstiick - Ifd. Nr. 2: Au3enterrasse, Eingangstreppe, Pkw-
Parkplitze

Das Grundstiick - 1fd. Nt 2 ist dem Gundstiick - 1fd. Nt 1 direkt
vorgelagert.

Geschifts-Nr.: 3 K 12/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 7. September 2011, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gr  undbuch von
Rauen Blatt 1407 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-
maf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 564, Grofle: 398 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
22.07.2009 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemal § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 131.900,00 EUR.

Im Termin am 11.05.2011 wurde der Zuschlag w egen Nicht-
erreichung der 5/10-Grenze gemél § 85a ZVG versagt.
Postanschrift: Siedlerhéhe 15, 15518 Rauen

Bebauung: eingeschossige Doppelhaushélfte mit ausgebautem
Dachgeschoss und Keller, Carport

Geschifts-Nr.: 3 K 248/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 8. September 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Wohnungsgrundbuch

von Fiirstenwalde Blatt 6850 cingetragenen Miteigentums-

anteile; Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1;  33,16/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick der Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 150, Flur-
stiick 70/2, Sonstige Flachen, Lange Str ., Grofe:
2.925 m?;

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Erd-

geschoss Mitte Eingang Il nebst K eller, im Aufteilungsplan

jeweils mit Nr. 17 bezeichnet.

Das Miteigentum ist durch die Einrdumung der zu den anderen

Miteigentumsanteilen (eingetragen in Blatt 6834 bis 6857) geho-

renden Sondereigentumsrechte beschrinkt. Hinsichtlich der

Terrassen ist eine Nutzungsregelung getroffen.

1fd. Nr. 2;  1/23stel Miteigentumsanteil an dem Gundstiick der
Gemarkung Fiirstenwalde, Flur 150, Flurstiick 70/4,
Unland, Alte Petersdorfer Str., GroBe: 595 m’

nebst dem Sondernutzungsrecht an dem Kraftfahrzeugstellplatz

im Freien Nr. 188

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte ~ Wohnungs-

grundbuch am 19.07.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1 43.000,00 EUR

1fd.Nr.2  2.000,00 EUR.

Postanschrift: 15517 Fiirstenwalde/Spree, Lange Strafie 56

Beschreibung: Eigentumswohnung (63 m?, 2 Zimmer) so wie
Pkw-Stellplatz im Freien

Geschifts-Nr.: 3 K 105/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 8. September 2011, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Erbbaug rundbuch von
Frankfurt (Oder) Blatt 9838  cingetragene Erbbaurecht,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Erbbaurecht an dem Grundstiick

Flur 106, Flurstiick 183, Grof3e: 3.492 nr

Flur 152, Flurstiick 206, Grof3e: 1.121 n?

Flur 106, Flurstiick 235, Grofle: 228 m?

(Blatt 9837, Bestandsverzeichnis Nr. 4, eingetragen inAbteilung I1
Nr. 1 auf 60 Jahre ab denilage der Eintragung, dem 26.06.1996)
Grundstiickseigentiimer: Evangelische Kirchengemeinde Frank-
furt (Oder)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.06.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 1,00 EUR.

Bei dem Erbbaurecht, Darjesstraf3e 5, handelt es sich um ein
Betriebsgebéude.

Beschlagnahme: 28.06.2006.

Geschifts-Nr.: 3 K 165/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Freitag, 9. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gr  undbuch von
Fiirstenwalde Blatt 7292 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 151, Flurstiick 209, Gebédude- und F reifldche,
Trankeweg 11 a, GroBe: 2.713 qm
Ifd. Nr. 2/ Grunddienstbarkeit
zul, a) Heizungs-, Kondensat-, Trinkwasserleitungsrecht,
b) Schmutzwasser- und Regenwasserleitungsrecht,
c) Versorgungskabelleitungsrecht, verbunden mit
einem Geh- und Fahrrecht an dem Grundstiick
Fiirstenwalde Flur 151, Flurstiick 351 und 352

(Blatt 7233)
Ifd. Nr. 3/ Grunddienstbarkeit (Geh- und F ahrrecht) an den
zu 1, Grundstiicken Fiirstenwalde Flur 151, Flurstiicke 339

(Blatt 8570), 340 (Blatt 11828), 210, 211 und 252
(Blatt 6151), 261 (Blatt 9399), 262 (Blatt 9375)
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
26.05.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemdl3 § 74a  Absatz 5 ZV G, ein-
schlieBlich Zubehor, wie folgt festgesetzt:

495.300,00 EUR (Grundstiick 66.300,00 EUR;

Zubehor 429.000,00 EUR, davon Geriistbauteile im Wert von
427.500,00 EUR fiir 25.000 qm Wandfléche)

Postanschrift: Trankeweg 11 a, 15517 Fiirstenwalde

Das Grundstiick befindet sich in der 2. Reihe, Zugang iiber
Fremdgrundstiick mit Geh- und F ahrrecht im Grundbuch ein-
getragen.

Bebauung: Eingeschossiges Biirogebaude, Sitz der Firma Geriist-
bau Meier.

Geschifts-Nr.: 3 K 228/09

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 13. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
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roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Eisenhiit-

tenstadt Blatt 4783 cingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung

gemdl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Eisenhiittenstadt, Flur 5, Flurstiick 146,
Gebaude- und Freiflache, Gewerbe und Industrie,
Seeplanstr., Grofe: 4.675 nv’,

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Eisenhiittenstadt, Flur 5, Flurstiick 134,
Gebaude- und Freifliche, Gewerbe und Industrie,
GrofBe: 3.372 m?

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

27.02.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1: 312.655,00 EUR (darin Zubehor mit 12.655,00 EUR)
Ifd. Nr. 3: 33.500,00 EUR.

Nutzung: Gewerbegrundstiick.
Postanschrift: Seeplanstr. 9, 15890 Eisenhiittenstadt.
Geschifts-Nr.: 3 K 343/05

Zwangsversteigerung
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am
Donnerstag, 15. September 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 30, das im Gr  undbuch von
Schoneiche Blatt 4993 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 5, Gemarkung Schoéneiche, Flur 7, Flurstiick 2032,

Grofe: 4.940 m’
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 185.000,00 EUR.

Postanschrift: Kalkberger Strafle (ohne Nr.), 15566 Schoneiche

Beschreibung: unbebautes Grundstiick (Rohbauland)
Geschifts-Nr.: 3 K 109/10

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung zum Zwecke der
Aufhebung der Gemeinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am
Dienstag, 13. September 2011, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luck enwalde, das im Gr undbuch von
Dahme Blatt 927 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 4, Gemarkung Dahme, Flur 2, Flurstiick 171/2, Grofie
12.205 m?
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Dahme, Flur 5, Flurstiick 71, Grofe
4.445 m?
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Dahme, Flur 5, Flurstiick 268, L171
von Dahme nach Bollensdorf, Landwir tschafts-
flache, Ackerland, Grofle 3.054 m’

Ifd. Nr. 5, Gemarkung Dahme, Flur 5, Flurstiick 284, L 271
Stra3e nach Bollensdorf, Grofie 2.078 nv

Ifd. Nr. 7, Gemarkung Dahme, Flur 5, Flurstiick 366,  Ver-
kehrsflache, Niendorfer Landstr., Grof3e 60 m?

Ifd. Nr. 8, Gemarkung Dahme, Flur 5, Flurstiick 367, Land-
wirtschaftsflache, Niendorfer Landstr., 6.725 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 34.010,00 EUR festgesetzt worden.
(Flurstiick 171/2 27.500,00 EUR

Flurstiick 71 und 268 4.200,00 EUR
Flurstiick 284 500,00 EUR
Flurstiick 366 10,00 EUR
Flurstiick 367 1.800,00 EUR).

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Gr undbuch am
07.05.2010 eingetragen worden.

Die Bewertungsobjekte sind infolge ihrer Natur als Agrar-/Gar-
tenfldchen postalisch nicht erfasst. Sie liegen in der Nihe fol-
gender Adressen:

Flurstiick 268: Strafle nach Bollensdorf, L 71

Flurstiick 284:Stral3e nach Bollensdorf, L 71

Flurstiicke 366 und 367: Niendorfer Landstrafe

Flurstiick 71: Ackerstralie 1

Flurstiick 171/2: Baruther Strafle 5

15936 Dahme/Mark.

Die Grundstiicke sind unbebaut. Die Flurstiick e 268, 284 und
367 der Flur 5 werden einheitlich als Ackerland (inmitten eines
Schlages) genutzt. Auf dem Flurstiick 171/2 bef inden sich
Kleingérten.

Die néhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

Im Termin am 19.05.2011 ist der Zuschlag v ersagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital-
wertes der nach denVersteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hilfte des Gundstiickswertes nicht erreicht
hat.

AZ: 17K 32/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 15. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde, das
I. im Grundbuch von Ludwigsfelde Blatt 3007 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. I:  Gemarkung Ludwigsfelde, Flur 4, Flurstiick 81/3,
Nuthedamm 15, Gebdude- und Freiflache, 3.999 m?
und
II. das im Grundbuch von Léowenbruch Blatt 297 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Léwenbruch, Flur 5, Flurstiick 1/10, Zos-
sener Strafie, Gebaude- und Freifldche, grof3 680 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 790.000,00 EUR festgesetzt w orden.
Es entfallen auf:
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Flur 4, Flurstiick 81/3  675.000,00 EUR
Flur 5, Flurstiick 1/10  115.000,00 EUR.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Gr undbuch von
Lowenbruch Blatt 297 am 06.02.2008 und in das Gr undbuch
von Ludwigsfelde Blatt 3007 am 13.12.2007 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14974 Ludwigsfelde, Nuthe-
damm 15. Es ist bebaut mit einem zweigeschossigen Biiro- und
Geschéftshaus, Doppelcarport, Schuppen und of fener Unter-
stellhalle.

Die nihere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

Im Termin am 13.01.2011 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 17K 341/07 (17 K 2/08)

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 28. Juli 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Barenthin Blatt 432 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 Barenthin 2 17 Gebdude- und Gebdude- 2.210 m*
nebenflichen und Gartenland,
Lindenallee 34

laut Gutachten bebaut mit einem Zw eifamilienwohnhaus und
Wirtschaftsgebduden, gelegen Lindenallee 34 in 16866 Barenthin
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
03.07.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 102.000,00 EUR.
AZ:7K313/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Freitag, 29. Juli 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die im
Grundbuch von Wittstock Blatt 4047 und 4048 eingetragenen
Teileigentume

Wittstock Blatt 4047
Bezeichnung gemédl3 Bestandsverzeichnis:
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 10.820/100.000 (zehntausendachthundertzwanzig Einhunderttau-
sendstel) Miteigentumsanteil an dem Grundstiick

Wittstock 2 100 Wohn- und Geschiftsgrund- 191 m?
stiick, Poststraf3e 19

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

verbunden mit Sondereigentum Biiro im 1. Obergeschoss im Auf-
teilungsplan mit Biiro 1 bezeichnet.

Das Miteigentum ist durch die Einrdumungder zu den anderen Mitei-
gentumsanteilen (eingetragen in den Blittern 4046 bis 4051 mit Aus-
nahme dieses Blattes) gehorenden Sondereigentumsrechte beschrénkt.
Das Teileigentum ist frei verduBerlich.

Im Ubrigen wird w egen des Ge genstandes und des Inhalts des
Sondereigentums auf die Eintragungsbe willigung vom 28. Januar
1994 (UR.Nr. 125/1994) und 22. Juli 1994 (UR.Nr. 1159/1994 je-
weils des Notars Dr. Kochling, Rbel) Bezug genommen. Eingetra-
gen am 12. Oktober 1994.

Wittstock Blatt 4048
Bezeichnung gemédl Bestandsverzeichnis:
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 16.744/100.000 (sechzehntausendsiebenhundertvierundvierzig Ein-
hunderttausendstel) Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Wittstock 2 100 ‘Wohn- und Geschifts- 191 m?

grundstiick, Poststrafle 19
verbunden mit Sondereigentum Biiro im 1. Ober geschoss im Auf-
teilungsplan mit Biiro 2 bezeichnet.

Das Miteigentum ist durch die Einrdumung der zu den anderen Mit-
eigentumsanteilen (eingetragen in den Blattern 4046 bis 4051 mit
Ausnahme dieses Blattes) gehorenden Sondereigentumsrechte be-
schrinkt.

Das Teileigentum ist frei verduBerlich.

Im Ubrigen wird w egen des Ge genstandes und des Inhalts des
Sondereigentums auf die Eintragungsbewilligung vom 28. Januar
1994 (UR.Nr. 125/1994) und 22. Juli 1994 (UR.Nr. 1159/1994 je-
weils des Notars Dr. Kochling, Rbel) Bezug genommen. Eingetra-
gen am 12. Oktober 1994.

laut Gutachten unvermietete Biirordume im 1. OG des Wohn-
und Geschéftshauses Poststr. 19 in 16909 Wittstock/Dosse (Nfl.:
43 m? und 84 m?)

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Gundbiicher am
25.08.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
fiir das Versteigerungsobjekt

im Grundbuch von Wittstock Blatt 4047: auf 18.000,00 EUR,
im Grundbuch von Wittstock Blatt 4048: auf 35.000,00 EUR,
insgesamt auf 53.000,00 EUR.

AZ: 7K 223/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 31. August 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Brunn Blatt 252 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle
1 Brunn 1 67 773 m’

laut Gutachter: Wohngrundstiick in 16845 Brunn, Dorfstr. 26,
bebaut mit einem Einf amilienhaus (Bj. 2004,
Wohnfl. ca. 103 m?) und einem Gerédtehaus
versteigert werden.
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.07.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 170.000,00 EUR.

Im Termin am 23.06.2010 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 7 K 487/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 14. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im
Grundbuch von Prenzlau Blatt 5313 eingetragenen Grund-
stiicke, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

2 Prenzlau 24 22/5 Gebdude- und Freiflaiche, 200 m?
ungenutzt, Heideweg

Gebdude- und Freifldche, 135 m?
ungenutzt, Heideweg

Gebaude- und Freiflache, 135 m?
ungenutzt, Heideweg

Gebaude- und Freiflache 135m?
ungenutzt, Heideweg

Gebaude- und Freiflidche 226 m*
ungenutzt, Heideweg
Verkehrsflache, Weg, 170 m?
Heideweg

Gebdude- und Freifliche, 2.278 m?
Wohnen, Heideweg 21

2 Prenzlau 24 22/6
2 Prenzlau 24 22/7
2 Prenzlau 24 22/8
2 Prenzlau 24 22/9
2 Prenzlau 24 22/10

2 Prenzlau 24 22/11

laut Gutachter: Grundstiick in 17291 Prenzlau, Heideveg Nr. 38,
40 und 42, bebaut mit einem Mehrfamilienhaus
(,, Wohnblock®) Bj. um 1954, Moder nisierung:
1997, voll unterkellert, 3 Hauseingénge jeweils
mit Treppenhaus, insgesamt 22 WE, Gesamt-
wohnflache ca. 1.697,84 m’

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.06.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 925.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 160/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 28. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Schmachtenhagen Blatt 1949 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

2 Schmachten- 3 788/18  Gebdude- und Freiflache, 842 m?
hagen Wohnen, Am Ring 7

laut Gutachter: Wohngrundstiick in 16515 Oranienb urg, OT
Schmachtenhagen, Am Ring 7, bebaut mit ei-
nem Einfamilienhaus (Bj. um 1935, nicht unter-
kellert, Modernisierung: 2002/2003) und zw ei
Nebengebduden

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

14.09.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemdl § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 100.100,00 EUR.

Der Wert des Zubehors (Einbaukiiche) wurde daneben auf
2.200,00 EUR festgesetzt.

Geschifts-Nr.: 7 K 277/10

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 9. August 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Gr und-
buch von Rathenow Blatt 1369 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 5, Gemarkung Rathenow, Flur 34, Flurstiick 81, Ge-
baude- und Gebdudenebenflichen F riedrich-En-
gels-Str. 28, GroBle: 1.478 n?,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 135.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 2. April 2007 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick ist mit einem Mehrfamilienhaus (4 Wohnungen,
Bj. ca. 1890, teilweise Sanierung ca. 1994) und einem Garagen-
gebdude bebaut.

AZ:2 K 44/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 25. August 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Gr und-
buch von Wustermark Blatt 1710 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 3, Flurstiick 752, Gebaude- und Feiflache, Bir-
kenstr. 25 b, grof3: 664 m*
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 161.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 12. Oktober 2010 ein-
getragen worden.

Das Grundstiick ist mit einer Doppelhaushélfte (Bj. ca. 2000,
WHL. ca. 108 m?) bebaut.
AZ:2 K 304/10
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Zwangsversteigerung - ohne Grenzen
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 31. August 2011, 10:30 Uhr
im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegel-
allee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Grundbuch von
Falkensee Blatt 5064 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Falkensee, Flur 37,
Flurstiick 683, Strafle, Fischerstralle, Grofle: 57 m?,
Flurstiick 684, Gebdude- und Gebdudenebenfla-
chen, Fischerstralie 45, Grofle: 1.647 n?,
versteigert werden.
Das Grundstiick Fischerstr. 45 in 14612 Falkensee ist mit einem
Einfamilienhaus (Wohnflache etwa 142 nv’; Baujahr 1928, Erwei-
terung und Umbau in 1978; Baumingel und -schiden) und
einem Gewerbegebdude (Nutzfldche etw a 150 m ?; Baujahr
1979; Baumingel und -schidden) bebaut. Die Betriebseinrich-
tung des Elektrobetriebes (Biiromdbel, Lagerregale und Werk-
statteinrichtung; aber nicht das Elektrolager material) wird als
Zubehor mitversteigert. Die Beschreibung entstammt dem Gut-
achten vom 12.01.2009 und erfolgt ohne Gewihr.

Der Verkehrswert wurde gemdl3 § 74a  Absatz 5ZV G auf
250.500,00 EUR festgesetzt.

Am 29.04.2009 wurde der Zuschlag v ersagt, weil das Meist-
gebot nicht 7/10 des Verkehrswertes erreicht hatte.

Der Versteigerungsvermerk ist am 16.10.2008 in das genannte
Grundbuch eingetragen worden.
AZ:2 K 402/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 1. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Gr und-
buch von Stechow Blatt 426 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Flur 15, Flurstiick 147, Gebaude- und Gebaude-
nebenflichen, Gartenland, Semliner Str. 2, g rof3:
1.822 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 19.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 20.07.2010 eingetra-
gen worden.

Das Grundstiick ist mit einem eingeschossigen und nicht unter-
kellerten Einfamilienhaus bebaut (Bj. vermutet 1890, unwesent-
liche Modernisierungen nach 1990, WAl. ca. 85 m’).

Auferdem befindet sich auf dem Grundstiick ein Wirtschafts-
gebdude, dessen baulicher Zustand &uferst schlecht ist.

AZ:2 XK 221/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 7. September 2011, 9:00 Uhr

im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegel-

allee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Grundbuch von

Rhinow Blatt 638 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-

méif Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Rhinow, Flur 3, Flurstiick 80/1, Gebau-
de- und Freifldche, Landwirtschaftsfliche, Riibe-
horster Strafle 6, Grofie: 2.940 n?,

versteigert werden.

Das Grundstiick Riibehorster Str. 6 in 14728 Rhino w ist mit

einem Einfamilienhaus (Baujahr 1961, etwa 101 m* Wohn- und

66 m’ Nutzflache; leer stechend; Bauméngel und -schdden) und

Nebengebduden bebaut. Die Beschreibung entstammt dem Gut-

achten und erfolgt ohne Gewihr.

Der Verkehrswert wurde gemdl3 § 74a  Absatz 5ZV G auf
62.000,00 EUR festgesetzt.

Der Versteigerungsvermerk ist am 03.01.2011 in das genannte
Grundbuch eingetragen worden.
AZ:2 K 382/10

Zwangsversteigerung - ohne Grenzen
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 21. September 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts in der He gelallee 8,
14467 Potsdam, 2. OG, Saal 304.1, das im Gr undbuch von
Marzahne Blatt 329 ecingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Marzahne, Flur 1, Flurstiick 358, Ge-

bidude- und Freiflache, Marzahner Strafie 35, Grof3e:

649 m?,
versteigert werden.
Das Grundstiick Marzahner Strafle 35 in 14778 Marzahne
OT Havelsee, ist mit einem freistehenden, eingeschossigen,
nicht unterkellerten, massiven Einfamilienhaus (Baujahr ca.
2002/2003, Wohnflache ca. 88 m?, leer stehend) mit massi ver,
freistehender Garage bebaut. Die Beschreibung entstammt dem
Gutachten vom 27.08.2008 (ein Zutritt zum Gr undstiick war
nicht moglich) und erfolgt ohne Gewihr.
Der Verkehrswert ist gemdl § 74a Absatz 5ZV G auf
118.000,00 EUR festgesetzt worden.

Am 06.10.2009 wurde der Zuschlag v ersagt, weil das Meist-
gebot nicht 5/10 des Verkehrswertes erreicht hatte.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Gr undbuch am
29.05.2008 eingetragen worden.
AZ:2K 47/08

Zwangsversteigerung - ohne Grenzen
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Mittwoch, 21. September 2011, 10:30 Uhr
im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 P otsdam, He-
gelallee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, der Grundbesitz in
der Gemarkung Teltow, Flur 14, Gebdude- und F reifléche,
Rubhlsdorfer Strafle, Gr undstiick im Grundbuch von Teltow
Blatt 7742
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Teltow Blatt | 1fd. Nr. | Flurstiick | GroBe in m? Wert in EUR
7742 3 389 445 40.000

und

Teileigentumsrechte in den Grundbiichern von Teltow Blatt 8409
bis 8419, jeweils 1fd. Nr. 1, bestehend aus nachstehend angege-
benen 1.000-Miteigentumsanteilen an dem Gr undstiick Flur-
stiick 388, Grofle: 2.446 n?’,

verbunden mit nachstehend angegebenem Sondereigentum und
Sondernutzungsrecht

Teltow | 1.000- | Sondereigentum laut | Nutzung Werte | Werte
Blatt | Anteil | Aufteilungsplan und laut ohne des
Sondernutzungs- | Gutachten | Zubehor | Zube-
rechte an Grund- hors
stiicksauBenflache
8409 [325,95 | Gewerbeeinheit Nr. 1 | Fleischerei | 142.500 0
und SNF 1
8410 52,09 | Gewerbeeinheit Nr. 2 | Backerei 22.800 200
und SNF 2
8411 51,86 | Gewerbeeinheit Nr. 3 | Backerei 22.700 | 6.740
und SNF 3
8412 74,69 | Gewerbeeinheit Nr. 4 | Imbiss 32.700 | 3.905
und SNF 4
8413 28,46 | Gewerbeeinheit Nr. 5 | Molkerei- 12.400 | 2.000
und SNF 5 produkte
8414 37,65 | Gewerbeeinheit Nr. 6 | Backwaren| 16.500 [ 1.000
und SNF 6
8415 197,03 | Gewerbeeinheit Nr. 7 | Gaststitte 86.000 | 7.365
und SNF 7
8416 53,61 | Gewerbeeinheit Nr. 8 | Fisch/ 23.400 | 2.325
und SNF 8 und Imbiss
Stellpldtze ST 11-16
8417 50,91 | Gewerbeeinheit Nr. 9 | Wild-und | 22.300 | 2.570
und SNF 9 Gefliigel
8418 50,91 | Gewerbeeinheit Nr. 10| Speziali- 22.300 400
und SNF 10 titen
8419 76,84 | Gewerbeeinheit Nr. 11| Obst und 33.600 450
und SNF 11 Gemiise
Gesamtwerte bzgl. des Flurstiicks 388 437.200 | 26.955
Gesamtwert bzgl. der Flurstiicke 388 und 389 504.155
versteigert werden.

Das Flurstiick 389 ist unbebaut und dient als Zuwegung zu dem
,,Bauernmarkt* auf dem Flurstiick 388 mit der Anschrift Ruhls-
dorfer Str. 138 in 14513 Teltow. Der Markt besteht aus elf
Gewerbeeinheiten. Das von dem Gutachter Graf von Reichen-
bach unter dem 17./18.08.2010 er mittelte Inventar wird als
Zubehor mitversteigert.

Die Beschreibung entstammt dem Gutachten v om 15.07.2010
und erfolgt ohne Gewihr.

Die Verkehrswerte wurden geméf § 74 aAbsatz 5 ZVG wie oben
angegeben festgesetzt (in EUR).

Am 28.03.2011 wurde der Zuschlag v ersagt, weil das Meist-
gebot nicht 7/10 des Verkehrswertes erreicht hatte.

Die Versteigerungsvermerke sind am 15.02.2010 in die genann-
ten Grundbiicher eingetragen worden.
AZ:2 K 42-1/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 21. September 2011, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,

14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch

von Potsdam Blatt 17177 eingetragene Wohnungseigentum, Be-

zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, bestehend aus 11848/100.000 Miteigentumsanteil
an dem Grundstiick Flur 22, Flurstiick 21, Gebédude-
und Freifliche Geschwister-Scholl-Strafie 26, grof3:
886 m?,

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung in der

Remise Nr. 8 laut Aufteilungsplan; Sondernutzungsrechte sind

vereinbart. Der hier gebuchten Einheit ist ein Sondernutzungs-

recht am Pkw-Stellplatz, Mietergarten und der Terrassenflidche

bezeichnet mit ,,Stellplatz 2, ,,Mietegarten 8 und ,, Terrasse 8

zugeordnet,

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 180.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 5. Januar 2011 ein-
getragen worden.

Bei der leer stehenden Wohnung handelt es sich um ein als Ein-
familienwohnhaus (chemalige Remise) (WAl ca. 99 n?, Bj. ca.
1905, Sanierung ca. 2007/2008) gestaltetes Objekt (II-geschos-
siger, trapezformiger Baukorper mit Pultdach, tl w. unterkel-
lert). Das monatliche Wohngeld soll zurzeit ca. 306,00 EUR be-
tragen.

AZ:2 K 378/10

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am
Freitag, 9. September 2011, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude 01968 Senftenber g, Steindamm 8, Erd-

geschoss, Saal EO1, das im Gr  undbuch von Senftenberg

Blatt 1550 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung gemél

Bestandsverzeichnis:

Gemarkung Senftenberg, Flur 14, Flurstiick 300, Gebaude- und

Freiflache, Schlossstrafie 10, 178 n??

versteigert werden.

Bebauung: zweigeschossiges Wohnhaus, stark sanier ungs-

bediirftig

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

02.05.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 2.500,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 42 K 69/09
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Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 31. August 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das imWohnungsgrundbuch von Bernau Blatt 6302 cin-
getragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemil3 Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1;  40/1.000 Miteigentumsanteil an Gemarkung Bemau,
Flur 42, Flurstiick 90/5, Gebaude- und F reiflache,
Am Mahlbusen 7, GroBe: 1.836 n?
verbunden mit dem Sondereigentum an detWohnung im Haus C
im 2. Obergeschoss nebst Kellerraum, im Aufteilungsplan je-
weils mit Nr. 15 bezeichnet.
Fiir den Miteigentumsanteil besteht ein Sondenutzungsrecht an
dem Tiefgaragenplatz im Aufteilungsplan mit Nr. 15 bezeichnet
laut Gutachten: 2-Zimmer-Wohnung in einem Mitte der 90er
Jahre erbauten 4-geschossigem Mehrfamilien-
haus mit 25 WE
-2 Zi. (davon 1 Zi. mit Kochnische), Bad, Ab-
stellraum, Flur, Balkon, Keller, ca. 57,40 m *
WAL, vermietet (Stand 05/11), Sondemutzungs-
recht an Tiefgaragenstellplatz
Lage: Am Mahlbusen 7, 16321 Bernau (Haus C, 2. OG, Woh-
nung Nr. 15 des ATP)
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
23.11.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 52.000,00 EUR.
AZ:3 K 393/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 7. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Klosterstralle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Teileigentumsgrundbuch von Bernau Blatt 9622
eingetragene Teileigentum, Bezeichnung gemif Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1;  462/10.000 Miteigentumsanteil an
Gemarkung Bernau, Flur 46, Flurstiick 169, Berli-
ner Str. 25/27, GroBe 162 nv;
Gemarkung Bernau, Flur 46, Flurstiick 168, Berli-
ner Str. 25/27, Grofie 1.289 nv;
Gemarkung Bernau, Flur 46, Flurstiick 167, Berli-
ner Str. 25/27, GroBie 7 ny;
Gemarkung Bernau, Flur 46, Flurstiick 170, Berli-
ner Str. 29, GroBe 1.518 nv;
Gemarkung Bernau, Flur 46, Flurstiick 166, Berli-
ner Str. 23, Grofe 1.130 nv’;
verbunden mit dem Sondereigentum an der Gewerbeeinheit im
Erdgeschoss des Bauteiles A (Eingénge von der Goethestralie
und Berliner Strafie), Nr. 2 des Aufteilungsplanes
laut Gutachten: Gewerbeeinheit (1 Ladenraum zzt. in 2 Nut-
zungseinheiten unterteilt) in einem 1998 erbau-
ten Wohn- und Geschéftshaus mit 8 WE und
7GE

- Laden I: 1 Ladenraum, 1 Nebenraum, WC;
- LadenII: 1 Ladenraum, 1Werkstatt, 1 Neben-
raum, WC, Flur, instand gehaltener Zustand,
GroBle: ca. 177 m?, vermietet (Stand 05/11)
Lage: 16321 Bernau, Berliner Strafle 23/ Alte Goethestrale 2
(Erdgeschoss, Ecklage, Nr. 2 des ATP)
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.05.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 230.000,00 EUR.

AZ:3K91/10

Insolvenzsachen

Von der elektronischen Veroftent-
lichung wird abgesehen. Informationen

zu Insolvenzverfahren sind unter dem
Justizportal "https://
www.insolvenzbekanntmachungen.de/"
abrufbar.


Ilona.Becker
Schreibmaschinentext

Ilona.Becker
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffent-lichung wird abgesehen. Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justizportal "https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/" abrufbar.
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Bekanntmachungen der Verwalter

In dem Gesamtvollstreckungsverfahren tiber das Vermogen der
Werner Schonherz Heizungsbau GmbH , diese v ertreten
durch Geschiftsfithrer Werner Schénherz findet mit Genehmi-
gung des Amtsgerichts Cottbus die Schlussverteilung statt.

Das Schlussverzeichnis ist auf der Geschiftsstelle beim Amts-
gericht Cottbus, zum Aktenzeichen 64 N 136/98, nieder gelegt
worden.

Die Summe der zu beriicksichtigenden Forderungen betrégt:

Rangklasse § 17 Absatz 3 Ziffer 1a GesO 43.924,12 EUR
Rangklasse § 17 Absatz 3 Ziffer 1b GesO 3.905,74 EUR
Rangklasse § 17 Absatz 3 Ziffer 3 GesO 100.694,29 EUR
Rangklasse § 17 Absatz 3 Ziffer 4 GesO 387.787,87 EUR

Es ist ein Massebestand von 124.330,15 EUR vorhanden.

Hiervon sind noch zu beriicksichtigen, die Verwaltervergiitung
und die weiteren Gerichtskosten des Verfahrens, ferner die An-
spriiche nach § 13 Absatz 1 Ziffer 3 GesO. Nach Berticksich-
tigung dieser weiteren Ausgaben und Einnahmen verbleibt fiir
die Glaubiger der Rangklasse des § 17 Absatz 3 Nummer la - ¢
GesO ein zu verteilender Erlos von 71.983,48 EUR die wllstin-
dig bedient werden. Die weiteren Anspriiche des § 17 Absatz 3
Nummer 3 GesO werden quotenmifig mit 47.528,46 EUR, was
einer Quote von 92,32 % entspricht, bedient. Die Gldubiger des
§ 17 Absatz 3 Nummer 4 GesO gehen quotenlos aus.

Willi Christ, Betriebswirt,
Rudolf-Breitscheid-Str. 69 in 03046 Cottbus
und Oxfordstr. 2, 53111 Bonn

als Gesamtvollstreckungsverwalter

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die
Ungiiltigkeitserklirung von Dienstausweisen
Ministerium der Justiz

Folgende abhanden gekommene Dienstausweise werden hiermit
fiir ungiiltig erklart:

Garbe, Sabine, Dienstausweis-Nr. 142 178, ausgestellt am
16. Juli 1996, giiltig bis zum 1. Juli 2009.

Rades, Jiirgen, Dienstausweis-Nr. 201 601, ausgestellt am
12. April 2011, giiltig bis zum 11. April 2021.

Landesrechnungshof Brandenburg

Der abhanden gekommene Dienstausweis des Herrn Jean-Luc
Gerlach mit Dienstausweisnummer 200 536, Landesrechnungs-
hof Brandenburg, ausgestellt am 24. Miérz 2011, Giiltigleitsver-
merk bis zum 23. Mérz 2021, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

Der abhanden gek ommene Dienstausweis des Her rn Ralf-
Dieter Panke mit Dienstausweisnummer 200 555, Landesrech-
nungshof Brandenburg, ausgestellt am 24. Miarz 2011, Giiltig-
keitsvermerk bis zum 23. Marz 2021, wird hiermit fiir ungiiltig
erklart.
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STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Stadt Frankfurt (Oder)

Bei der kreisfreien Stadt Fankfurt (Oder) ist die Stelle einer/eines
Beigeordneten

zu besetzen.

Die Stelleninhaberin/der Stelleninhaber erhilt Dienstbeziige
nach Besoldungsgruppe B 2. Die Amtszeit betrdgt 8 Jahre.

Die Stelleinhaberin/der Stelleninhaber leitet ein Dezernat, dem
die Geschéftsbereiche

Hauptverwaltung - Organisations- und Personalservice, In-
formationstechnik

Finanzen - Finanzmanagement und Rechnungswesen
Ordnung - Biirgerservice, Verkehr, Veterinar- und Lebens-
mitteliilberwachung

Sicherheit - Brand-, Katastrophenschutz und Rettungsvesen

zugeordnet sind.

Eine Anderung der Geschiftsverteilung bleibt vorbehalten.
Neben der Leitung des Dezemates obliegt der Stelleninhaberin/
dem Stelleninhaber die Vertretung der Stadt in ortlichen, regio-
nalen und iiberregionalen Einrichtungen.

Gesucht wird eine zielstrebige, v erantwortungsbewusste und
entscheidungsfreudige Personlichkeit mit besonderer Einsatzbe-
reitschaft, die eine biir gerorientierte Verwaltung nach diesen
Grundsitzen engagiert mitgestaltet. Einschlégige fachliche Kennt-
nisse und Fahigkeiten in einem der benannten Geschéftsbereiche
aber auch Fithrungs- und Verwaltungserfahrung werden voraus-
gesetzt. Die Befahigung fiir den hoheren allgemeinen Verwal-
tungsdienst oder der erfolg reiche Abschluss eines Fachhoch-
schulstudiums oder eines wissenschaftlichen Hochschulstudi-
ums einer geeigneten Fachrichtung ist erwiinscht.

Die Bewerberin/der Bewerber muss die allgemeinen beamten-
rechtlichen Voraussetzungen fiir die Berufung in das Beamten-
verhéltnis erfiillen.

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank
BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich
gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts

wird hiervon nicht beriihrt.

Die Bereitschaft zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem
Oberbiirgermeister und den politischen Gremien ist ebensoVor-
aussetzung wie die Fahigk eit zur kooperativen und leistungs-
orientierten Fithrung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Der Dienstbeginn ist fiir den 01.10.2011 vorgesehen.

Es besteht ein besonderes Interesse an Bewerbungen von Frau-
en und auch von Schwerbehinderten.

Die Wohnsitznahme in der Stadt Fankfurt (Oder) wird erwartet.

Umzugskosten und Kosten, die im Zusammenhang mit der Be-
werbung entstehen, konnen nicht erstattet werden.

Die kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder) mit ca. 60.000 Einvohnern
ist die Geburtsstadt des Dichters Heinrich von Kleist. Sie liegt
im Osten Brandenburgs an der deutsch-polnischen Grenze. Die
soziale Infrastruktur mit Kindergérten, Schulen und medizini-
scher Versorgung ist umfassend.

Wir bieten Thnen die Chance, die Stadtentwicklung und eine
biirgerorientierte Verwaltung in vertrauensvoller Zusammenar-
beit mit dem Oberbiirgermeister, den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern und den politischen Gremien aktiv mitzugestalten.
Nahere Informationen erhalten Sie im Intenet unter www.frankfurt-
oder.de.

Bewerbungen mit den iiblichen Unterlagen (Lebenslauf, Zeug-
nisabschriften, Befahigungs- und Tatigkeitsnachweise, Referen-
zen, Fiihrungszeugnis) sowie eine Erklarung, dass zu keiner Zeit
inoffizielle oder hauptamtliche Mitarbeit bei dem MfS bzw
AfnS vorgelegen hat, sind im ‘erschlossenen Umschlag bis zum
28.07.2011 einzureichen bei der:

Stadt Frankfurt (Oder)

Der Oberbiirgermeister
personlich

~Bewerbung Beigeordneter
Marktplatz 1

15230 Frankfurt (Oder)


www.frankfurt
Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts 
wird hiervon nicht berührt.
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